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 Gesamtfortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben (ohne Kap. 3.4 
Rohstoffe und Kap. 4.2 Energie) - 1. Beteiligungsverfahren gemäß § 10 Raumord-
nungsgesetz (ROG alt) i. V. m. § 12 Landesplanungsgesetz (LplG) sowie 
Änderung des Regionalplans durch Neuabgrenzung der Regionalen Grünzüge und 
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Schreiben des Regionalverbands Bodensee-Oberschwaben vom 11. Juli 2019 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Verbandsvorsitzender, 
sehr geehrter Herr Verbandsdirektor, 
 
das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau (WM) dankt für die Gele-
genheit der Stellungnahme zum Anhörungsentwurf der Gesamtfortschreibung des 
Regionalplans Bodensee-Oberschwaben sowie zum zweiten Anhörungsentwurf zur 
Änderung des Regionalplans durch Neuabgrenzung der Regionalen Grünzüge und 
Grünzäsuren im östlichen Uferbereich des Bodensees und bittet, die späte Rückmel-
dung zu entschuldigen.  
 
Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Abteilung hat die berührten 
Abteilungen des Wirtschaftsministeriums über den Anhörungsentwurf informiert und 
gebeten, Anregungen und Bedenken mitzuteilen.  
 
Das WM nimmt zu dem Planentwurf nachfolgend als oberste Raumordnungs- und 
Landesplanungsbehörde (Ziffer I) sowie als oberste Denkmalschutzbehörde (Ziffer II) 
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Stellung. Die vorliegende Stellungnahme bezieht sich auf die Gesamtfortschreibung 
sowie den zweiten Entwurf zur Neuabgrenzung der Regionalen Grünzüge und 
Grünzäsuren am östlichen Bodenseeufer.    
 

I. Stellungnahme des Wirtschaftsministeriums als oberste Raumordnungs- und 
Landesplanungsbehörde  
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau (WM) begrüßt die Ambitio-
nen des Regionalverbands zur Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Ober-
schwaben und die damit verbundene Ausformung der räumlichen Entwicklungen für 
die nächsten 15 bis 20 Jahre. Über die dabei zugrundeliegenden Herausforderungen 
- die Attraktivität des Bodensees, den anhaltenden Siedlungsdruck und die vorherr-
schende Flächenkonkurrenz – ist sich das Wirtschaftsministerium bewusst.   

 
Die Fortschreibung des Regionalplans hat nach den Vorgaben des Raumordnungs-
gesetztes (ROG) sowie des Landesplanungsgesetztes (LplG) zu erfolgen, die Ziele 
und Grundsätze des Landesentwicklungsplans (LEP 2002) sind weiter auszuformen. 
Als Grundlage für eine sichere Planung ist zudem die Verwaltungsvorschrift des Wirt-
schaftsministeriums über die Aufstellung von Regionalplänen und die Verwendung 
von Planzeichen (VwV Regionalpläne) hinzuzuziehen.  
 
Als oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde schließen wir uns der Stel-
lungnahme des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 27. November 2019 zum 
Thema Raumordnung an. Darüber hinaus bitten wir um die Einbeziehung folgender 
Anregungen und Bedenken. 
 

1. Zum Entwurf der Gesamtfortschreibung (1. Offenlage) 
 
Zu Kapitel 1 - Grundsätze und Ziele für die räumliche Ordnung und Entwick-
lung der Region 
 
Zu Plansatz (PS) 1.2 Besondere Entwicklungsziele für den Bodenseeraum 
 

Zu 1.2 N (1) und Z (2) 
N (1) und Z (2) des PS 1.2 greifen die in 6.2.4 des LEP formulierten regionale Ent-
wicklungsaufgaben für den Bodenseeraum auf. Während N (1) den ersten Absatz 
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des Plansatzes 6.2.4 LEP nachrichtlich übernimmt, wird der zweite Absatz in zielför-
mige Festlegungen Z (2) überführt.  
 
Die Vermischung nachrichtlicher Übernahmen aus dem LEP in Kombination mit ziel-
förmigen Festlegungen in anderer Reihenfolge als im Landesentwicklungsplan die – 
mit den unten aufgeführten Ausnahmen – die Ziele des LEP übernehmen, führt inso-
weit zu unklaren Regelungen, als nicht deutlich genug wird, worin die Festlegung je-
weils ihre verbindliche Grundlage (LEP oder Regionalplan) hat. Das Wirtschaftsmi-
nisterium empfiehlt daher zunächst die nachrichtliche Übernahme der Ziele des Plan-
satzes 6.2.4 LEP und daran anschließend die gesonderte Festlegung der ergänzen-
den/abweichenden Regelungen als Ziele im Regionalplan.  
 
Die aktuelle Mischform eines nachrichtlich übernommenen und zugleich abgeänder-
ten LEP-Ziels, das als eigenständiges Ziel der Regionalplanung festgelegt wird, lässt 
zudem hinsichtlich seiner unbestimmten Formulierungen Zweifel an der Letztabge-
wogenheit der zielförmigen Festlegung aufkommen. Neben dem unbestimmten Ent-
wicklungsziel zur Entwicklung des Hinterlandes (s.u. Spiegelstrich 7) enthält auch die 
Begründung zu den weiteren Anstrichen des PS 1.2 (Z) zahlreiche unbestimmte For-
mulierungen. Beispielhaft sind zu nennen:  

• „auf ein möglichst konfliktarmes Neben- und Miteinander der konkurrierenden 
Nutzungsanspräche hinzuwirken“,  

• „Belastungserscheinungen durch Naherholung und Tourismus sind in vernünf-
tige Bahnen zu lenken“, 

• „Natur und dort ansässige Bevölkerung benötigen eine angemessene Ruhe-
pause während des Winterhalbjahres“,  

• „Einer … versteckten Bebauung des Bodenseeufers ist unbedingt entgegen-
zuwirken“. 

Auch aus diesem Grund empfehlen wir dem Regionalverband eine Überarbeitung 
des Plansatzes und seiner Begründung und eine deutliche Trennung zwischen den 
nachrichtlich übernommenen Festlegungen und den eigenständigen Zielfestlegun-
gen. 
 
Bei inhaltlicher Betrachtung des Plansatzes 1.2 (Z 2) wird deutlich, dass nicht alle 
Entwicklungsziele des LEP vollumfänglich aus dem LEP übernommen werden. In-
haltliche Abweichungen bzw. Auslassungen ergeben sich insbesondere für die in PS 
6.2.4 LEP aufgeführten Spiegelstriche 2, 5, 7 und 12. 
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Spiegelstrich 2 – Weiterentwicklung der Standortqualität   
 
Aus den zur Verfügung stehenden Unterlagen erschließt sich nicht, weshalb die 
Weiterentwicklung der Standortqualität entgegen Plansatz 6.2.4 LEP nicht in 
den Katalog aufgenommen wurden.  
 

Spiegelstrich 5 – grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Sinne des Boden-
seeleitbildes 
 
Ebenfalls nicht nachvollziehbar ist die Nichtaufnahme des Spiegelstrichs 5 des 
Plansatzes 6.2.4. LEP, der die Fortführung und Intensivierung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit im Sinne des Bodenseeleitbilds und der Boden-
seeagenda 21 der Internationalen Bodenseekonferenz vorsieht. Eine ähnliche 
Festlegung zur Stärkung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit wurde 
zwar in Plansatz 1.1 „Allgemeine Entwicklungsziele für die Region“ aufgenom-
men, diese Festlegung sieht aber nur einen Grundsatz vor. Die Überführung ei-
nes LEP Ziels in einen Grundsatz der Raumordnung ist grundsätzlich nicht 
möglich. Wir empfehlen daher Plansatz 1.1 G (5) in den Katalog des Plansatzes 
1.2 zu übernehmen. Optional schlagen wir eine Festlegung des Plansatzes 1.1 
(G 5) als Ziel der Raumordnung vor. In der Begründung zu Plansatz 1.2 wäre 
dann auf die Herausnahme und gesonderte Festlegung dieses Entwicklungs-
ziels hinzuweisen. 
 

Spiegelstrich 7 – Stärkung des Hinterlands 
 
Bezüglich der Stärkung des Hinterlandes durch Ausbau der zentralörtlichen 
Funktionen betrifft die Regelung des Regionalverbands Bodensee-Oberschwa-
ben (RVBO) nicht nur das im LEP genannte Mittelzentrum Pfullendorf, sondern 
alle seeabgewandten Mittel- und Unterzentren der Region. Damit geht der 
RVBO über die Zielfestlegung des LEP hinaus. Soweit der Regionalverband 
jenseits der nachrichtlichen Übernahme des Plansatzes 6.2.4 LEP eine räumli-
che und sachliche Ausformung/Konkretisierung des landesplanerischen Ziels 
zur Stärkung des Hinterlandes durch den Ausbau zentralörtlicher Funktionen in 
dem Mittelzentrum Pfullendorf in der Region im Sinne des § 11 Abs. 2 Satz 3 
LplG an dieser im Regionalplan übergeordneten Stelle insbesondere bezüglich 
der Stärkung der anderen, nicht im LEP genannten, „seeabgewandten“ Mittel- 
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und Unterzentren der Region anstrebt, kommt aus hiesiger Sicht auch eine ge-
sonderte Festlegung mit entsprechend angepasster Begründung in Betracht. 
Da aus der gewählten Formulierung grundsätzlich nicht ersichtlich ist, welche 
Mittel- und Unterzentren aus Sicht des RVBO konkret gemeint sind, müsste ent-
sprechend der Verwendung des Begriffs im LEP definiert werden, was der Re-
gionalverband unter dem Begriff „seeabgewandt“ versteht und welche Mittel- 
und Unterzentren von der Regelung erfasst werden sollen. Zudem ist aufgrund 
der wenig konkret gehaltenen Begründung nicht klar genug, welche Wege zur 
Erreichung des Ziels „Stärkung des Hinterlandes“ aus Sicht des RVBO einge-
schlagen werden sollten und ob nicht auch der achte Anstrich des Plansatzes 
6.2.4 LEP zur Lenkung der Siedlungsentwicklung vorrangig in das angrenzende 
Hinterland tangiert sein könnte.  
 
Die ergänzende zielförmige Festlegung müsste in ihrer Begründung zudem 
deutlich zum Ausdruck bringen, dass die Festlegung letztabgewogen ist. Die 
aktuelle Bezeichnung als „Leitgedanke“ (B 3) an dieser Stelle dürfte insoweit e-
her gegen die Einordnung als letztabgewogenes Ziel der Raumordnung auf re-
gionaler Ebene sprechen. 
 

Spiegelstrich 12 – Realisierung einer schnellen Schiffsverbindung zwischen 
Friedrichshafen und Konstanz 

 
Die schnelle Schiffsverbindung zwischen Friedrichshafen und Konstanz ist in-
zwischen realisiert. Die Nichtaufnahme des Ziels ist demnach nachvollziehbar. 
Die in der Begründung angeführte allgemeine Argumentation „Soweit für die 
Regionalplanung geeignet, werden die Entwicklungsziele des LEP übernom-
men“ (B 3), ist aus Sicht des Wirtschaftsministeriums ausreichend.  

 
 

Zu 1.2 Z (3) 
Ziel 3 des PS 1.2 stellt den Bezug zum derzeit gültigen Bodenseeuferplan (Teilregio-
nalplan) von 1984 her, der gemeinsam mit dem Regionalverband Hochrhein-Boden-
see entwickelt wurde. Dieser Plansatz soll eine zielförmige Festlegung beinhalten, 
wonach die Festlegungen des Bodenseeuferplans seeseitig weiterhin Bestand ha-
ben. Die landseitigen Festlegungen sollen durch die Plansätze zur regionalen Frei-
raumstruktur (Kapitel 3 der Gesamtfortschreibung) ersetzt werden.  
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Die in diesem Kontext vorgenommene Umschreibung des Begriffs „landseitig“ durch 
allgemeine Zuordnung von Festlegungen bleibt bei dem Begriff „seeseitig“ aus. Ihm 
werden keine konkreten Festlegungen zugeordnet. Er wird auch nicht in den Plansät-
zen, der Begründung oder dem Bodenseeuferplan definiert. Dem allgemeinen 
Sprachgebrauch nach dürfte der Begriff „seeseitig“ am ehesten als dem „See zu ge-
wandt“ interpretiert werden. Aufgrund der thematischen Gliederung des Bodensee-
uferplans könnte damit andererseits aber auch die Nutzung oder Betroffenheit der 
Wasserfläche gemeint sein. Demnach würde sich der Begriff „seeseitig“ an dem im 
Teilregionalplan verwendeten Begriff der „Seeseite“ orientieren, der in der Vorbemer-
kung des Bodenseeuferplans als die „Flachwasserzone bis zur „Halde“ (etwa 390 m-
Linie)“ angegeben wird. Zur eindeutigen Herstellung der Bestimmtheit oder wenigs-
tens Bestimmbarkeit und insbesondere auch zur Erleichterung des späteren Vollzugs 
ist es aus Sicht des Wirtschaftsministeriums erforderlich, dass der RVBO mindestens 
den Begriff „seeseitig“ eindeutig definiert und sich mit der Frage der Teilbarkeit der 
Festlegungen und der Auswirkungen auf die Gesamtabwägung des Teilregionalplans 
1984 auseinandersetzt. Die Bezugnahme auf die außerhalb des Planwerkes vorlie-
gende Landtagsdrucksache 14/1294 vom 16. Mai 2007 in der Begründung (B 3) wird 
insoweit als nicht ausreichend erachtet. 
 
Der Bodenseeuferplan ist nach Angaben auf der Homepage des RVBO ein Teilregio-
nalplan aus dem Jahr 1984. Er ist damit ein zusammenfassender und überörtlicher 
Raumordnungsplan nach § 3 Abs. 1 Nr. 7 ROG für das Thema „Bodenseeufer“. Nach 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 LplG ist die Aufstellung räumlicher und sachlicher Teilpläne zuläs-
sig, soweit wichtige Gründe es erfordern und wenn gewährleistet bleibt, dass sich der 
Teilplan oder die Änderung nach dem Stand der Arbeiten am Regionalplan in die be-
absichtigten Festlegungen des Regionalplans zur Siedlungsstruktur, zur Freiraum-
struktur und zur Infrastruktur nach § 11 LplG einfügt. Es ist daher darauf zu achten, 
dass die Inhalte des Teilregionalplans „Bodenseeufer“ (aus dem Jahr 1984) auch 
weiterhin mit den Inhalten der Gesamtfortschreibung (im Jahr 2020) eine konsistente 
planerische Lösung für die Region gewährleisten. Diese konsistente Lösung er-
scheint mit Blick auf die bereits angesprochene Unbestimmtheit des Begriffs „seesei-
tig“ und die damit verbundene noch ungeklärte Frage, ob die Inhalte des gemeinsam 
mit dem Regionalverband Hochrhein-Bodensee 1984 entwickelten Festlegungen für 
den Bereich des Bodenseeufers überhaupt teilbar sind, fraglich. Nach dem gegen-
wärtigen Stand der Informationen kann dies jedenfalls nicht abschließend beurteilt 
werden. Vorausgesetzt, man könnte eine Teilbarkeit der Festlegungen und der da-
maligen Gesamtabwägung des Teilregionalplans annehmen, müsste darüber hinaus 
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eine rechtstechnische Lösung zur Umsetzung der planerischen Vorstellungen in der 
Satzung o.ä. gefunden werden. 
 
Sofern mit dem Begriff seeseitig die wasserbezogenen Festlegungen gemeint sind, 
ist darüber hinaus nicht nachzuvollziehen, warum die Gesamtfortschreibung eben-
falls wasserbezogene Festlegungen in Form von Vorranggebieten für Naturschutz 
und Landschaftspflege vorsieht. Gem. 4.1 (5) VwV Regionalpläne ist die Überlage-
rung von Zielen grundsätzlich zu vermeiden. Erfolgt dennoch eine Überlagerung, ist 
das Verhältnis zwischen den Zielen eindeutig und widerspruchsfrei festzulegen. Die 
Begründung geht jedoch bisher weder in Kapitel 1 noch in Kapitel 3 auf die bereits 
bestehenden seeseitigen Festlegungen des Bodenseeuferplans ein.  
 
 
Zu PS 1.3 Tiefer Untergrund 
 
Mit E-Mail vom 23. Oktober 2018 hat das Wirtschaftsministerium, in Abstimmung mit 
dem für das Wasser- und Bergrecht zuständigen Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft, bereits eine Einschätzung zu den Plansätzen 1.3 – Tiefer Unter-
grund an den Regionalverband übermittelt. Der im Rahmen der Gesamtfortschrei-
bung veröffentlichte Entwurf stimmt weitestgehend mit den uns zugeleiteten Entwür-
fen vom 9. August 2018 überein. Die im Schreiben vom Oktober 2018 gegeben Hin-
weise zur Umformung zweier Grundsätze zu Vorschlägen (V (1) und V (4)), wurden 
vom Regionalverband übernommen. Die übrigen Anmerkungen, insbesondere hin-
sichtlich der Grundsätze G (5) und G (6) wurden nicht umgesetzt. 

 

Zu 1.3 G (5) 
G (5) wurde dahingehend umformuliert, dass Vorhaben der unkonventionellen Erd-
gasförderung nicht mehr grundsätzlich unzulässig sind, sondern nunmehr erst dann 
zuzulassen sind, „wenn alle technischen Wissensunsicherheiten ausgeräumt sind 
und eine Gefährdung der tiefen Grundwässer sicher ausgeschlossen werden kann“. 
Der in diesem Zusammenhang verwendete Begriff „technische Wissensunsicherhei-
ten“ erscheint nach Auffassung des Wirtschaftsministeriums nicht bestimmt genug für 
eine praktische Anwendung und wird auch nicht in der Begründung zu PS 1.3 erläu-
tert. Hier wird gemäß der ehemaligen Plansatzformulierung weiterhin von einer 
grundsätzlichen Unzulässigkeit gesprochen. Plansatz und Begründung stimmen 
demnach nicht überein. 
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Das Wirtschaftsministerium stellt zudem die grundsätzliche Erforderlichkeit der Fest-
legung in Frage. Wie bereits im Oktober 2018 mitgeteilt, schließen die fachgesetzli-
chen Regelungen des WHG (§ 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 9 Abs. 2 Nr. 3 
WHG) die Erdgasförderungen aus unkonventionellen Lagerstätten weitestgehend 
aus. Die Erforderlichkeit der Festlegung gem. § 2 Abs. 1 ROG ist aus raumordneri-
scher Perspektive damit fraglich. Das Umweltministerium ist überdies der Auffas-
sung, dass aus der bisherigen Formulierung nicht deutlich werde, was eigentlich ge-
wollt ist, und hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass der Grundsatz 
(5) – sollte er so bestehen bleiben – keine Auswirkungen auf die Erteilung einer berg-
rechtlichen Erlaubnis zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen hat. Die bergrechtli-
che Erlaubnis gewährt dem Inhaber/der Inhaberin einen exklusiven Rechtstitel zur 
Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen, umfasst jedoch keine Genehmigungen für die 
konkrete Ausgestaltung der Erkundung an der Tagesoberfläche oder unterirdisch. 
Konkrete Tätigkeiten bedürfen gesonderter Genehmigungsverfahren (auf bergrechtli-
cher Seite dem Betriebsplanverfahren), deren Gegenstand örtlich, sachlich und zeit-
lich konkrete Aufsuchungsarbeiten im Feld sind. 

  

Zu 1.3 G (6) 
Da auch der Grundsatz (6) unverändert zum Entwurf aus dem Jahre 2018 ist, verwei-
sen wir in diesem Zusammenhang ebenfalls auf das damalige Schreiben des Wirt-
schaftsministeriums. Grundsätzlich weicht die vom Regionalverband gewählte For-
mulierung von den gesetzlichen Regelungen des Bergrechts und des Wasserrechts 
ab. Dies betrifft insbesondere die unspezifische Aussage, nach der Geothermie 
grundsätzlich zulässig ist, „sofern der Nachweis erbracht wird, dass negative Auswir-
kungen nicht zu erwarten sind“. Das UM verwies diesbezüglich auf eine unvollstän-
dige bzw. unzutreffende Wiedergabe der fachgesetzlichen Regelungen des Berg-
rechts und des Wasserrechts, die die Nutzung der Geothermie unter Umständen ein-
schränken können. Die gesetzlichen Regelungen §§ 52 Abs. 4, 55, 48 Abs. 2 
BBergG in Verbindung mit § 48 Abs. 2 BBergG sowie die im WHG geltenden Rege-
lungen zur Geothermie werden zwar nunmehr in der Begründung aufgelistet, Ausfüh-
rungen oder Erläuterungen zu diesen maßgeblichen fachgesetzlichen Einschränkun-
gen gibt es jedoch nicht. Dies wäre im Rahmen der Begründung zu erwarten.  
 
Es stellt sich darüber hinaus jedoch grundsätzlich die Frage, ob eine bloße Wieder-
gabe der gesetzlichen Voraussetzungen in einem Grundsatz der Raumordnung über-
haupt sinnvoll und erforderlich ist. 
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Entgegen der mit Datum vom 23. Oktober 2018 gegebenen Hinweise sieht der aktu-
elle Entwurf weiterhin sehr strikte Formulierungen zum  
 

• vorsorgenden Schutz der Schutzgüter Wasser und Boden (G (2)),  
• zum Schutz des Grundwassers im tiefen Untergrund (G (3)),  
• zur unkonventionellen Erdgasförderung (G (5)) und  
• zur Nutzung der tiefen Geothermie (G (6)) 

 
vor. Der jeweilige Wortlaut lässt für die von der Bindungswirkung des § 4 ROG er-
fassten Planungen und Maßnahmen – wenn überhaupt – nur wenig Raum für eine 
Abwägung, so dass ihnen vom Wortlaut her Zielcharakter zukommt. Da dem RVBO 
nach eigenem Bekunden im Vorfeld der o.g. Hinweise vom 23. Oktober 2018 im Be-
reich des tiefen Untergrundes flächendeckende Datengrundlagen nicht vorliegen, 
kann er auch keine abschließende Abwägung vornehmen. Diese Aussage sollte in 
der Begründung an geeigneter Stelle aufgenommen werden. Es erscheint daneben 
auch weiterhin angezeigt, den für einen Grundsatz der Raumordnung erforderlichen 
Spielraum für nachfolgende Ebenen deutlicher herauszustellen und so den späteren 
Vollzug des Regionalplans zu erleichtern.  
 
 
Zu Kapitel 2 – Regionale Siedlungsstruktur 
 
Die Stellungnahme des RP Tübingen vom 27. November 2019 beschreibt bereits 
sehr anschaulich die Auffälligkeiten dieses Kapitels und regt eine strukturelle Überar-
beitung an. Dies ist auch aus hiesiger Sicht erforderlich: Die dem Anhörungsentwurf 
zugrundeliegende Gesamtkonzeption muss in den vorgelegten Unterlagen erkennen 
lassen, dass dem sowohl in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG als auch im Landesentwicklungs-
plan enthaltenen Ziel, neue Flächen insgesamt bedarfsgerecht und ressourcenscho-
nend in Anspruch zu nehmen, angemessen Rechnung getragen wurde.  
 
Es bedarf daher einer entsprechenden Auseinandersetzung mit der bedarfsgerech-
ten, effizienten und ressourcenschonenden Inanspruchnahme von Flächen (Plan-
sätze 2.2.3.1 (Z), 2.3.1.2 (Z), 3.1.9 (Z) LEP). Dabei ist zu beachten, dass zielförmige 
Festlegungen des LEP auf Ebene des Regionalplans nicht der Abwägung unterwor-
fen werden können.  
 

Lenskis
Hervorheben

Lenskis
Hervorheben

Lenskis
Hervorheben

Lenskis
Hervorheben
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Weiterhin nimmt die Begründung in weiten Teilen Bezug oder entspricht wörtlich den 
Ausführungen der Begründung des LEP, ohne jeweils direkt oder wenigstens indirekt 
einen regionalen Bezug deutlich zu machen. Hier ist es zwingend erforderlich, einen 
regionalen Bezug herzustellen. 
 

Zu 2.1 Raumkategorien 
 
Die Raumkategorien werden gem. § 7 Abs. 2 Nr. 1 LplG durch den LEP festgelegt 
und sind gem. 4.2 (1) VwV Regionalpläne nachrichtlich in die Regionalpläne zu über-
nehmen. In Kapitel 2.1 des Entwurfs zur Gesamtfortschreibung kommt der Regional-
verband diesen Anforderungen nach. Aus Klarstellungsgesichtspunkten empfehlen 
wir, in den Plansätzen 2.1.1 N (1) sowie 2.1.2 N (2) den überregional gültigen Begriff 
des Bodenseeraums um die Begrifflichkeit „in der Region Bodensee-Oberschwaben“ 
zu ergänzen. Weiterhin besteht Erläuterungsbedarf bzgl. der Aussage, dass die 
Raumkategorien gemeindeweise festgelegt werden (erster Absatz der Begründung 
B 7). Die Festlegung erfolgt alleine nach den Festlegungen des LEP (gem. § 7 Abs. 2 
Nr. 1 LplG.) 
 
Darüber hinaus sind die Grundsätze 2.1.1 G (2), G (3), G (4), 2.1.2 G (2), 2.1.3 G (2) 
des Kapitels 2.1 Raumkategorien nahezu wörtlich aus dem LEP übernommen. Die 
Verwendung des Modalverbs „sollen“ stellt keine Konkretisierung bzw. Ausformung 
der LEP Grundsätze dar (s. 2.2.2, 2.2.2.1, 2.2.3, 2.3.1 und 2.4.3 LEP). Der Regional-
plan trifft dadurch keine eigenständigen Aussagen. Aus Sicht des Wirtschaftsministe-
riums sollten die genannten Grundsätze gem. 4.2 (6) VwV Regionalpläne demnach 
mit einem (N) gekennzeichnet werden.  
 
Weiterhin sind die zielförmigen Festlegungen der Plansätze 2.2.3.1 und 2.3.1.2 des 
LEP zur Inanspruchnahme des Freiraums für Siedlungszwecke im Verdichtungsraum 
und in seiner Randzone an dieser Stelle nicht im Sinne des § 11 Abs. 2 Satz 3 LplG 
räumlich und sachlich ausgeformt. Ausführungen dazu fehlen. 
 
Gemäß der Begründung zu Plansatz 2.1.2 bietet die Randzone um den Verdich-
tungsraum die Möglichkeit, den Verdichtungsraum vom zunehmenden Siedlungs-
druck zu entlasten. Die tatsächlichen Planungen des Regionalverbands deuten je-
doch nicht daraufhin, dass gerade die Verdichtungsräume dieser Aufgabe nachkom-
men sollen. Die getroffenen Ausweisungen in Form von Weißflächen um die Sied-
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lungsbereiche treten flächendeckend auf. Zudem liegt nur ein Schwerpunkt des Woh-
nungsbaus tatsächlich in der Randzone, der Großteil der Schwerpunkte ist stattdes-
sen im ländlichen Raum in engeren Sinne vorzufinden. Beabsichtigte Planungen 
gem. PS 2.1.2 und die tatsächliche Planung in Form von weiteren Ausweisungen des 
Regionalplans stimmen demnach nicht unmittelbar überein. In der Begründung ist 
daher weiter auszuführen, inwiefern die Randzone um den Verdichtungsraum den 
Verdichtungsraum vom Siedlungsdruck tatsächlich entlasten soll. 
 

Zu 2.2 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche 
 
Zentrale Orte sind nach dem LEP ein Planungsinstrument zur Sicherung gleichwerti-
ger Versorgungsmöglichkeiten in zumutbarer Entfernung im Land. Im Ländlichen 
Raum im engeren Sinne soll nach Plansatz 2.5.5 LEP im Sinne der Daseinsvorsorge 
der Sicherstellung einer wohnortnahen zentralörtlichen Versorgung ein Vorrang vor 
den Erfordernissen der Tragfähigkeit und der Auslastung der Infrastruktur eingeräumt 
werden. Für Zentrale Orte sind überörtlich bedeutsame Versorgungseinrichtungen 
und Dienstleistungen von Belang, die aus Gründen der Tragfähigkeit nicht überall 
und in allen Gemeinden vorgehalten werden können. Zentrale Orte zeichnen sich 
durch ein gebündeltes Angebot an Infrastruktureinrichtungen und Dienstleistungen 
aus, mit dem sie über den Bedarf der eigenen Bevölkerung hinaus auch die Bevölke-
rung ihres Verflechtungsbereiches versorgen. Auf Grund der qualitativ und quantitativ 
unterschiedlichen Versorgungsangebote und entsprechend unterschiedlich großer 
Verflechtungsbereiche werden die Zentralen Orte nach dem LEP in vier Funktions-
stufen gegliedert (Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren). Dabei deckt jede Zentrali-
tätsstufe unterschiedliche Bedarfe in ihrem jeweiligen Verflechtungsbereich ab.  
 

Zu PS 2.2.0 Allgemeine Grundsätze 
 

Zu 2.2.0 G (3) 
Plansatz 2.2.0 G (3) sieht die Konzentration der Siedlungstätigkeit auf die Zentralen 
Orte vor. Satz 2 enthält die Aussage, dass in Zentralen Orten, die als Gemeinden mit 
Beschränkung auf Eigenentwicklung festgelegt sind, die über die Eigenentwicklung 
hinausgehende Siedlungstätigkeit auf Maßnahmen zur Gewährleistung der Versor-
gungsfunktion begrenzt werden soll.  
 
Dieses Konstrukt der auf Eigenentwicklung beschränkten Zentralen Orte zielt auf die 
Kleinzentren Kressbronn a. B. und Meersburg (PS 2.2.4 Z (1) i.V.m. PS 2.4.3 Z (3)). 
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Diese Kombination aus Festlegungen findet sich bereits im Regionalplan von 1996. 
Sie wurde offenbar auch aus dem ersten Regionalplan übernommen (dort Plansätze 
2.1.5 S. 11 und 2.3.2 S. 22). Gleichwohl erscheint diese Kombination der Festlegun-
gen jedenfalls ohne nähere Begründung widersprüchlich: Gem. 2.5.3 LEP stellt die 
Konzentration der Siedlungstätigkeit eine elementare Aufgabe der Zentralen Orte 
dar. Weiterhin sollen sich Kleinzentren entwickeln und den häufig wiederkehrenden 
überörtlichen Bedarf ihres Verflechtungsbereichs decken (PS 2.5.11 LEP). Dem ge-
genüber steht die Beschränkung auf Eigenentwicklung, die keine über die Eigenent-
wicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit vorsieht (s. 3.1.5 LEP). Zur Eigenent-
wicklung einer Gemeinde gehört die Schaffung von Wohnraum und Arbeitsplätzen 
für den örtlichen Bedarf aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung durch Verbes-
serungen der Wohn- und Wohnumfeldverhältnisse, die Erweiterung ortsansässiger 
Betriebe und die Weiterentwicklung der technischen und sozialen Infrastruktur. Ziel-
richtung ist also insoweit nur die Deckung des örtlichen Bedarfs. 
 
Die Beschränkung eines Zentralen Ortes auf Eigenentwicklung – in diesem Falle von 
Kleinzentren – stellt im Sinne des LEP daher zunächst einen Widerspruch dar. Die 
Begründung zu Plansatz 2.2.0 geht hierauf jedoch nicht ein und legt auch nicht dar, 
weshalb das Konstrukt der auf Eigenentwicklung beschränkten Zentralen Orte/ Klein-
zentren für die Region Bodensee-Oberschwaben notwendig erscheint. Nicht einmal 
der Hinweis, dass diese Festlegungen aus dem Regionalplan von 1996 übernommen 
wurden, kann der Begründung entnommen werden.  
 
Sofern an den auf Eigenentwicklung beschränkten zentralen Orten – mit Ausführun-
gen in der Begründung – festgehalten wird und der Begriff der Eigenentwicklung für 
die aufgeführten Kleinzentren auf „über die Eigenentwicklung hinausgehende Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Versorgungssituation“ ausgeweitet wird, sollte zu-
dem die Begrifflichkeit „Maßnahmen zur Gewährleistung der Versorgungsfunktion“ in 
der Begründung näher erläutert werden. Nach dem Verständnis des Wirtschaftsmi-
nisteriums kann hiermit nur gemeint sein, dass zentralörtliche Einrichtungen der 
Grundversorgung (insbesondere Grund- und Hauptschulen, Einrichtungen der Ju-
gend- und Erwachsenenbildung, Bücherei, Sportplatz und Sporthalle, Ärzte und Apo-
theken, Kreditinstitute bzw. –filialen etc.) – trotz der Beschränkung auf Eigenentwick-
lung – auch weiterhin (entsprechend des vorhandenen inneren Bedarfs) Bestand ha-
ben sollen, die allgemeine Konzentration der Siedlungstätigkeit (Wohnen und Ge-
werbe), die über den inneren Bedarf hinausgeht, hiervon aber ausgenommen ist. So-
fern der Regionalverband dies beabsichtigt, ist sicherzustellen, dass diese Beschrän-
kung auf die Versorgungssituation auch tatsächlich eingehalten wird und nicht doch 
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eine darüberhinausgehende Siedlungstätigkeit ermöglicht wird. Ein Grundsatz der 
Raumordnung, der der weiteren Abwägung zugänglich ist, kann dies nicht garantie-
ren. Auch vor dem Hintergrund, dass der LEP die Eigenentwicklung in PS 3.1.5 als 
Ziel formuliert und die Aufweichung eines Ziels der Raumordnung durch einen 
Grundsatz nicht möglich ist, sieht das Wirtschaftsministerium die Formulierung die-
ses Plansatzes als Ziel der Raumordnung für erforderlich an. Es ist zudem sicherzu-
stellen, dass die geplanten Siedlungsflächen in auf Eigenentwicklung beschränkten 
Gemeinden (Zentralen Orten) nicht über den inneren Bedarf hinausgehen.  
 
Zu der widersprechenden Festlegung eines auf Eigenentwicklung beschränkten 
Kleinzentrums tritt in Plansatz 2.6.1 die Ausweisung eines regionalen Schwerpunktes 
für Industrie und Gewerbe in Kressbronn a. B. hinzu. Es erscheint zweifelhaft, wie ein 
solcher Schwerpunkt, dem insbesondere auch ein über die Eigenentwicklung hinaus-
gehender Bedarf an Wohnbauflächen folgen könnte, als weitere widersprechende 
Festlegung zu dem auf Eigenentwicklung beschränkten Zentralen Ort begründet wer-
den könnte. Weitere Ausführungen hierzu folgen im Rahmen der Stellungnahme zu 
PS 2.6.1. 
 

Zu 2.2.0 G (5) 
Grundsatz (5) zu Plansatz 2.2.0 beschreibt die grundlegende Vorgehensweise zur 
Abgrenzung der Verflechtungsbereiche von Unter- und Kleinzentren. Die Begrün-
dung hierzu lässt einen Verweis zur Begründung der Plansätze 2.2.3 und 2.2.4 ver-
missen, in denen die Verflechtungsbereiche aufgeführt werden. Darüber hinaus emp-
fehlen wir die Verflechtungsbereiche in einer Übersichtskarte darzustellen. Weitere 
Ausführungen zu den Verflechtungsbereichen sind der Stellungnahme zu PS 2.2.3 
und 2.2.4 zu entnehmen. 
 
Weiterhin haben sich gem. 4.3 (1) VwV Regionalpläne, Text und Karten des Regio-
nalplans in ihren Aussagen zu entsprechen und ergänzen; sie sind durch Verweisun-
gen miteinander zu verknüpfen. Die Zentralen Orte werden zwar in der Strukturkarte 
dargestellt, es fehlt jedoch der Verweis auf die Strukturkarte in den Plansätzen. Eine 
Ergänzung würde sich im Rahmen des Plansatzes 2.2.0 anbieten.  

 
Zu 2.2.0 G (6) 

Der Grundsatz (6) des PS 2.2.0 entspricht in seinem ersten Satz dem Wortlaut des 
PS 2.5.6 Satz 2 des LEP. Er sieht auf unbedenkliche Weise pauschal vor, dass 
grenzüberschreitende Verflechtungen zu berücksichtigen sind. Satz 2 des PS 2.2.0 
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G (6) stellt jedoch in zwar unbestimmter Form einen Bezug zu konkret verortbaren 
Ausbauvorhaben beiderseits der Landesgrenze zu Bayern und in bayerischen Kom-
munen her. Die Kompetenz der Regionalplanung reicht jedoch nur bis zur Landes-
grenze. Insoweit wird angeregt, Satz 2 zu streichen. Alternativ müsste das planerisch 
Gewollte deutlicher gemacht werden. In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft 
werden, ob die Bezeichnungen Lindau i. B. und Lindenberg den amtlichen Bezeich-
nungen entsprechen.  
 

Zur Begründung des PS 2.2.0 
Im Übrigen besteht die Begründung zu PS 2.2.0 im Wesentlichen aus einer Aneinan-
derreihung von teilweise wörtlichen Zitaten aus dem LEP. Sie enthalten mit Aus-
nahme des letzten Absatzes zu den zentralörtlichen Verflechtungen nach Bayern (s. 
G 6) keinen Bezug zur regionsspezifischen Situation. Dieser Regionsbezug sollte 
aber unbedingt hergestellt werden.  

 
Wie bereits bei den Plansätzen zu 2.1 ist auch bei den Plansätzen zu 2.2 zu prüfen, 
ob es sich um Ziele und Grundsätze des Regionalplans oder um nachrichtliche Über-
nahmen aus dem LEP handelt. Diese sollten entsprechend mit einem (N) gekenn-
zeichnet werden.  

 
Zu PS 2.2.3 Unterzentren und PS 2.2.4 Kleinzentren 

Die Plansätze 2.2.3 und 2.2.4 sehen die Ausweisung von Unter- und Kleinzentren in 
der Region Bodensee-Oberschwaben vor.  
 
Wie bereits unter 2.2 aufgeführt, nehmen Zentrale Orte über den Bedarf der eigenen 
Bevölkerung hinaus stets auch Versorgungsfunktionen für die Bevölkerung ihres Ver-
flechtungsbereichs wahr. Die Ausweisung eines Zentralen Ortes geht daher in der 
Regel mit der Abgrenzung eines dazugehörigen Verflechtungsbereichs einher (B 23 
zu PS 2.5.6 LEP), der flächendeckend, nach der überwiegenden Orientierungsrich-
tung der Bevölkerung abgegrenzt wird. Das Gebot der Einräumigkeit sieht dabei die 
Einordnung des Verflechtungsbereichs innerhalb der nächst höheren Bereichsstufe 
vor. Mithin darf sich der Verflechtungsbereich eines Zentralen Ortes nicht über den 
Verflechtungsbereich des nächst höheren Zentralen Ortes hinaus erstrecken (er darf 
also nicht Teile des Verflechtungsbereichs eines anderen nächst höheren Zentralen 
Ortes umfassen). 
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Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben verzichtet grundlegend – ohne wei-
tere Begründung – auf die verbindliche Festlegung von Verflechtungsbereichen. Er 
will mit den Tabellen 1 und 2 (B 13) lediglich ein „hilfreiches Werkzeug für Analyse-
zwecke“ und zur Anwendung des Zentrale-Orte-Konzepts aufnehmen. Dieser Ver-
zicht steht allerdings im Gegensatz zu den Ausführungen in der Begründung zu PS 
2.2.0 in Bezug auf Verflechtungsbereiche (B 10 f.). Sofern weiterhin daran festgehal-
ten wird, Verflechtungsbereiche nicht verbindlich festzulegen, bedarf dies entspre-
chender Ausführungen in der Begründung. Zudem sollte die Begründung zu PS 2.2.0 
entsprechend angepasst werden.  
 
Bei inhaltlicher Betrachtung der Tabellen 1 und 2 (B 13) ist zu erkennen, dass für 
viele Zentrale Orte keinerlei Verflechtungsbereiche vorgesehen sind. Dies trifft auf 
die Hälfte der geplanten Kleinzentren sowie auf vier von elf Unterzentren zu. Wie be-
reits oben aufgeführt, geht mit der Ausweisung eines Zentralen Ortes gem. der Be-
gründung zu Plansatz 2.5.6 LEP in der Regel die Abgrenzung des dazugehörigen 
Verflechtungsbereichs einher. Dieser Regelfall ist hier grundsätzlich nicht erkennbar 
und eine Abweichung davon nicht begründet. Bezüglich der Kleinzentren hat die 
oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde dem Regionalverband, mit 
Schreiben vom 18. November 2015, hierzu bereits mitgeteilt, dass die Festlegung ei-
nes Kleinzentrums ohne übergemeindlichen Verflechtungsbereich nur in Ausnahme-
fällen für möglich gehalten wird, wenn es sich um eine sehr große Flächengemeinde 
mit ungünstiger Erreichbarkeit benachbarter Zentren handelt. Aus den vorliegenden 
Unterlagen ist nicht erkennbar, wie der RVBO im Einzelnen seine Festlegungen be-
gründet.  
 
Weiterhin wurden im Schreiben vom 18. November 2015 zahlreiche Beurteilungskri-
terien für die Festlegung von Zentralen Orten benannt, die das Wirtschaftsministe-
rium für die Festlegung von Unter- und Kleinzentren als wesentlich ansieht. Hierzu 
zählen: 
 

• die Größe und Tragfähigkeit des jeweiligen überörtlichen Verflechtungsbe-
reiches,  

• die Ausstattung mit zentralörtlichen Einrichtungen der überörtlichen bzw. 
der qualifizierten überörtlichen Grundversorgung und  

• die Lage im Netz der Zentralen Orte (insbesondere Entfernung und zentral-
örtliche Bedeutung benachbarter Zentren, unmittelbare Nähe von Mittel- 
bzw. Oberzentren).  
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Als ergänzende Gesichtspunkte wurde auf das Vorliegen eines Siedlungs- und Ver-
sorgungskernes mit günstiger Anbindung an den Nahverkehr mit gebündeltem Ange-
bot zentralörtlicher Einrichtungen (PS 2.5.3 LEP), sowie dessen Erreichbarkeit mit 
ÖPNV aus den Wohnorten des Verflechtungsbereichs (PS 2.5.4 LEP) hingewiesen. 
 
Nach B 13/ B 14 der Gesamtfortschreibung wurden zur Bewertung der zentralörtli-
chen Einstufung alle potenziellen Unter- und Kleinzentren in der Region Bodensee-
Oberschwaben detailliert untersucht und auf der Basis von verschiedenen Daten und 
Kennwerten analysiert. Ob die oben genannten Kriterien vollumfänglich verwendet 
wurden, kann der Begründung aufgrund ihre ergebnisorientierten Charakters nicht 
abschließend entnommen werden. Fraglich bleibt insbesondere, ob und wie die Ge-
sichtspunkte zur Tragfähigkeit auf die in Tabellen 1 und 2 (B 13) dargestellten Unter- 
und Kleinzentren ohne Gemeinden im Nahbereich (besser: Verflechtungsbereich) an-
genommen werden können. In Anbetracht der vorgenommenen Ausweisungen bleibt 
zudem fraglich, inwieweit das Kriterium „Lage im Netz der Zentralen Orte (insbeson-
dere Entfernung und zentralörtliche Bedeutung benachbarter Zentren, unmittelbare 
Nähe von Mittel- bzw. Oberzentren)“ berücksichtigt wurde.  
 
Grundsätzlich lassen die Ausführungen eine transparente, nachvollziehbare und ab-
schließend begründete Vorgehensweise bei der Festlegung der Zentralen Orte ver-
missen. Ausführlichere Begründungen sind nur zu den Änderungen in der Zentrali-
tätsstufe enthalten (B 14ff.), die aus hiesiger Sicht aber nur unzureichend auf die we-
sentlichen Aspekte zur Sicherung der Grundversorgung eingehen (s.u.).  
 
 

Zu den einzelnen Aufstufungen und Abstufungen: 
 
Die vorgesehene Aufstufung Aulendorfs vom Kleinzentrum zum Unterzentrum ist 
angesichts der unmittelbaren Nachbarschaft zum Mittelzentrum Bad Waldsee kritisch 
zu sehen. Die Annahme einer wichtigen Versorgungsfunktion für das Umland (B 14) 
ist angesichts eines fehlenden Verflechtungsbereichs fraglich und die Notwendigkeit 
der Aufstufung zugunsten der Sicherung der zentralörtlichen Grundversorgung nicht 
abschließend begründet. Die in der Begründung angeführten weiteren regionalbe-
deutsamen zentralörtlichen Einrichtungen des Tourismus mit der Schwabentherme 
und mehreren Fachkliniken u.a. (B 14) lassen nicht erkennen, dass durch diese der 
häufig wiederkehrende Bedarf der zentralörtlichen Grundversorgung im Verflech-
tungsbereich der Gemeinde gedeckt werden soll. Hierfür lässt die Begründung eine 
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gewisse Vielfalt in der Ausstattung mit überörtlichen Einrichtungen und Dienstleistun-
gen gem. dem beispielhaften Ausstattungskatalog des Plansatzes 2.5.10 LEP und 
seiner Begründung vermissen. 
 
Die vorgesehene Aufstufung der Gemeinde Kißlegg vom Kleinzentrum zum Unter-
zentrum wird mit einem Verflechtungsbereich insbesondere zur Gemeinde Wolfegg 
begründet. Die Gemeinde Kißlegg befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft zum 
Mittelzentrum Wangen im Allgäu und ist dem Mittelbereich Wangen zugeordnet (vgl. 
A 24 LEP). Die Gemeinden Vogt-Wolfegg sind demgegenüber dem Mittelbereich 
Ravensburg/Weingarten zugeordnet (Vgl. A 24 LEP) und werden bereits als Doppel-
kleinzentrum in Tabelle 2 auf B 13 aufgeführt. Durch die Zuordnung der Gemeinden 
zu unterschiedlichen Mittelbereichen steht der geplanten Aufstufung das oben darge-
stellte Prinzip der Einräumigkeit in der Gliederung der Zentralen Orte entgegen. Die 
Aufstufung Kißleggs zum Unterzentrum mit dem Verflechtungsbereich Wolfegg ist 
daher grundsätzlich nicht möglich. Das Gebot der Einräumigkeit würde es grundsätz-
lich auch ausschließen, ein Dreifachzentrum aus den Gemeinden Vogt, Wolfegg und 
Kißlegg zu bilden, für das zudem kein Bedarf - aufgrund der räumlichen Nähe zu den 
Mittelzentren Wangen im Allgäu und Leutkirch im Allgäu, sowie dem Oberzentrum 
Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten - erkennbar wäre.  
 
Weiterhin bestehen von Seiten des Wirtschaftsministeriums Zweifel an der vorgese-
henen Aufstufung von Meckenbeuren zum Unterzentrum. Diese ist aufgrund der 
Lage im Netz der Zentralen Orte und der damit verbundenen unmittelbaren Nachbar-
schaft zum Oberzentrum Friedrichshafen/ Ravensburg/ Weingarten nicht nachvoll-
ziehbar. Auch die Annahme einer wichtigen Versorgungsfunktion für das Umland ist 
angesichts eines fehlenden Verflechtungsbereichs fraglich.  
 
Für die Aufstufung der Gemeinde Salem vom Kleinzentrum zum Unterzentrum 
könnte die allgemein angestrebte Siedlungsentwicklung in das Bodenseehinterland, 
die Verflechtungen mit den Gemeinden Frickingen und Heiligenberg sowie die allge-
meinen planerischen Bemühungen zur Stärkung und Entwicklung Salems durch die 
„Neue Mitte“ sprechen. Die in der Begründung angeführten regionalbedeutsamen 
zentralörtlichen Einrichtungen des Tourismus mit dem Schloss Salem, dem Affen-
berg, dem Naturerlebnispark u.a. (B 15) lassen aber nicht erkennen, dass diese zur 
Deckung des häufig wiederkehrenden qualifizierten Bedarfs der zentralörtlichen 
Grundversorgung im Verflechtungsbereich der Gemeinde gehören könnten. Die Be-
gründung sollte daher verstärkt auf die zentralörtlichen Funktionen der Grundversor-
gung und die angestrebte Rolle Salems eingehen.  
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Die Gemeinde Argenbühl soll vom nicht-Zentralen Ort zum Kleinzentrum aufgestuft 
werden. Wie der Tabelle 2 (B 13) zu entnehmen ist, handelt es sich bei der Ge-
meinde Argenbühl um eine Gemeinde ohne definierten Verflechtungsbereich, die mit 
etwa 6.000 Einwohnern die im LEP angeführte 8.000 Einwohnerschwelle für Klein-
zentren nicht überschreitet. Die Begründung zu PS 2.5.11 LEP lässt in Ausnahmefäl-
len eine Unterschreitung dieses Schwellenwertes bis zu einer Schwelle von 5.000 
Einwohnern zu, wenn der nächste zentrale Ort unzumutbar entfernt ist. Diese Vo-
raussetzung sind nach Ansicht des Wirtschaftsministeriums für die Gemeinde Argen-
bühl nicht gegeben. Argenbühl liegt in unmittelbarer Nachbarschaft zum Mittelzent-
rum Wangen im Allgäu und zum Unterzentrum Isny im Allgäu. Weiterhin lassen die in 
der Begründung angeführten „weiteren regionalbedeutsamen zentralörtlichen Ein-
richtungen“ des Tourismus mit einer Fachklinik und einem Feriendorf in einem Luft-
kurort (B 15) nicht erkennen, dass diese zur Deckung des häufig wiederkehrenden 
Bedarfs der zentralörtlichen Grundversorgung im Verflechtungsbereich der Ge-
meinde gehören könnten. Aus den vorliegenden Unterlagen ist der Bedarf für eine 
Aufstufung daher nicht erkennbar. 
 
Die Abstufung des Kleinzentrums Hohentengen zu einem Ort ohne Zentralitätsstufe 
erscheint nachvollziehbar begründet.  
 
Hinsichtlich der Begründung zu PS 2.2.3 und 2.2.4 fällt abschließend auf, dass die 
Tabellen, bezogen auf das gesamte Dokument, nicht durchgehend nummeriert wur-
den. Die dort verwendeten Bezeichnungen „Tab. 1“ und „Tab. 2“ werden bereits auf 
den Seiten 11 und 13 (für andere Tabellen) verwendet. Missverständliche Bezeich-
nungen erschweren den späteren Umgang mit dem Plan unnötig. Sie sind aus hiesi-
ger Sicht zu vermeiden. Eine durchgehende Nummerierung ist daher zu empfehlen.  

 
Zu 2.3. Entwicklungsachsen 
 
In Kapitel 2.3. fehlen Verweise zur Strukturkarte (s. 4.3 (1) VwV Regionalpläne). Wir 
bitten diese in den Plansätzen zu ergänzen.  
 

Zu PS 2.3.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele 
Zu PS 2.3.0 G (1) und G (3) 

Wir bitten zu prüfen, ob es sich bei den Grundsätzen G (1) und G (3) um eigenstän-
dige Aussagen oder um nachrichtliche Übernahmen aus dem LEP handelt.  
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Zu PS 2.3.0 Z (2) 

PS 2.3.0 Z (2) enthält die Festlegung, dass die Siedlungsentwicklung, der Ausbau 
der Infrastruktur und die Schaffung von Arbeitsplätzen vorrangig in Zentralen Orten 
und Siedlungsbereichen an Entwicklungsachsen und weiterer regionalbedeutsamer 
Verkehrsverbindungen zu konzentrieren ist. In der Fußnote 1 ist angegeben, dass 
Zentrale Orte mit Beschränkung auf Eigenentwicklung ausgenommen sein sollen. 
Die Regelung einer Ausnahme von einem Ziel der Raumordnung in PS 2.3.0 Z (2) 
muss im Plansatz selbst und nicht in einer Fußnote erfolgen. Insoweit bedarf es einer 
Umformulierung dieses Plansatzes. Daraus sollte auch hervorgehen, ob der verwen-
dete Begriff „vorrangig“ ausschließlich auf die bislang in der Fußnote angesprochene 
Thematik der auf Eigenentwicklung beschränkten Gemeinden bezogen sein soll oder 
ob aus Sicht des RVBO daneben noch weitere Ausnahmevoraussetzungen bestehen 
sollen. 
 
Die grundsätzlichen Bedenken, ein Kleinzentrum mit Beschränkung auf Eigenent-
wicklung festzulegen, wurden bereits im Zusammenhang mit PS 2.2.0 G (3) darge-
stellt. Sollte eine widerspruchsfreie Begründung nicht gelingen, wäre auch die oben 
genannte Ausnahmeregelung obsolet. 

 
Zu PS 2.3.2 Regionale Entwicklungsachse 

Aufgrund der Attraktivität des Bodensee-Uferbereichs und der damit verbundenen 
zunehmenden Flächenkonkurrenz sieht PS 6.2.4 Z (2) des LEP die vorrangige Len-
kung der Siedlungsentwicklung in das angrenzende Hinterland, zur Milderung des 
Siedlungsdrucks im Uferbereich vor. Dieses Ziel der Raumordnung wurde vom Regi-
onalverband in PS 1.2 sowie PS 2.4.0 Z (5) des Fortschreibungsentwurfs übernom-
men.  
 
Als Steuerungsinstrument zur Siedlungsentwicklung stellt der LEP neben den Zentra-
len Orten auch das Instrument der Entwicklungsachsen zur Verfügung. Gem. 2.6.4 
LEP sollen hier, zur Vermeidung einer flächenhaften Ausbreitung der Verdichtung, 
die Siedlungsbereiche konzentriert werden. Funktional steht bei den regionalen Ent-
wicklungsachsen die Siedlungsentwicklung in engem Bezug zu leistungsfähigen 
Massenverkehrsmitteln. Die Konzentration der Siedlungstätigkeit und ihre Zuordnung 
zu den Haltestellen des Öffentlichen Personennahverkehrs und wichtigen sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen dient u.a. der Minderung der Flächeninanspruchnahme für 
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Siedlungstätigkeit, der Minimierung von Individualfahrten durch Verlagerung auf öf-
fentliche Verkehre sowie der Sicherstellung kurzer Wege für Versorgung und Freizei-
taktivitäten (B 30 LEP). 
 
Nach Ansicht des Wirtschaftsministeriums wird das Instrument der regionalen Ent-
wicklungsachsen im Planentwurf jedoch nicht immer zielgerichtet verwendet. So stellt 
sich beispielsweise die Frage, inwiefern die regionale Entwicklungsachse Friedrichs-
hafen-Meersburg-Überlingen mit der Lenkung der Siedlungsentwicklung ins Hinter-
land sowie mit der Vielzahl der auf Eigenentwicklung beschränkten Gemeinden zu 
vereinbaren ist. Das Wirtschaftsministerium sieht an dieser Stelle einen Zielkonflikt. 
Von der Ausweisung der genannten Entwicklungsachse ist abzusehen. Auch weitere, 
sich sternförmig zum See entwickelnde Achsen sind vor diesem Hintergrund zu hin-
terfragen bzw. näher zu begründen.  
 
Darüber hinaus ist das über die Region gespannte Netz von regionalen Entwick-
lungsachsen in Kombination mit den bestehenden Landesentwicklungsachsen na-
hezu flächig ausgeprägt und wirft daher die Frage auf, in welche Bereiche die Sied-
lungsentwicklung aus Sicht des RVBO gesteuert werden soll.  
 

 
Zu 2.4 Siedlungsentwicklung 
 

Zu PS 2.4.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele 
Zu 2.4.0 Z (2) 

Z (2) des Plansatzes 2.4.0 entspricht im Wortlaut PS 3.1.2 (Z) des LEP. Die Kenn-
zeichnung als nachrichtliche Übernahme wird daher empfohlen.  
 

Zu 2.4.0 G (3) 
Grundsatz (3) greift das planerische Gebot „Vorrang der Innenentwicklung vor Au-
ßenentwicklung“ auf und sollte dementsprechend als Ziel der Raumordnung formu-
liert werden.  

 
Zu 2.4.0 G (4) 

Die inhaltlichen Ausführungen in PS 2.4.0 G (4) entsprechen weitestgehend PS 
3.1.6 Z des LEP. Die Aufweichung eines Ziels der Raumordnung durch einen Grund-
satz ist nicht möglich. Die Formulierung dieses Plansatzes als Ziel der Raumordnung 
ist daher erforderlich. 
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Zu PS 2.4.1 Flächenbedarf 

Plansatz 2.4.1 legt die wesentlichen Grundsätze für die Ermittlung, Ausweisung und 
Ausgestaltung von Wohnbaubedarfen und -flächen fest. Gem. B 23 der Gesamtfort-
schreibung liegt dem ein regionsweiter Wohnraumbedarf für insgesamt 70.000 Men-
schen bis 2035 zu Grunde. Nach Prognose des statistischen Landesamtes liegen die 
prognostizierten Zuwächse der Hauptvariante aber bei nur etwa 20% des ausgewie-
senen Wertes. Die große Diskrepanz zwischen den Prognosewerten ist für das Wirt-
schaftsministerium nicht nachvollziehbar und bedarf einer Begründung. Sofern keine 
nachvollziehbare und plausible Begründung angeführt werden kann, ist eine Anpas-
sung der regionsweiten Wohnraumbedarfe zu prüfen. 

  
Zu 2.4.1 G (1) 

Die in G (1) zu Plansatz 2.4.1 festgelegte Methode zur Ermittlung der kommunalen 
Wohnbauflächenbedarfe weicht grundsätzlich von der Vorgehensweise des Hinweis-
papieres des Wirtschaftsministeriums ab, indem sie umfassende Zuschläge für Sied-
lungsbereiche und Wohnbauschwerpunkte vorsieht. Diese eigenständige Bedarfser-
mittlung steht aus Sicht des Wirtschaftsministeriums grundsätzlich in Konkurrenz zu 
den Plausibilitätshinweisen des Wirtschaftsministeriums, die von den FNP-Genehmi-
gungsbehörden anzuwenden und als wesentlicher Anhaltspunkt für die Bewertung 
des ermittelten Bedarfs hinzuzuziehen sind. Die konkurrierende Berechnungsme-
thode wird vom Wirtschaftsministerium daher äußerst kritisch gesehen.  
 
Aus Sicht des Wirtschaftsministeriums fehlen zudem grundlegenden Ausführungen in 
der Begründung hinsichtlich der Frage, warum es überhaupt notwendig erscheint, 
von der im Genehmigungsverfahren für Flächennutzungspläne anzuwendenden Be-
rechnungsmethode abzuweichen. Die Begründung zu PS 2.4.1 G (1) bedarf dem-
nach einer dringenden Überarbeitung hinsichtlich der Notwendigkeit der abweichen-
den Berechnungsmethode unter Bezugnahme auf das Hinweispapier. 
 
Sofern diese Berechnungsmethode aufgestellt wird, um die entgehenden Wande-
rungseffekte auszugleichen, die durch die Vielzahl an vorgesehenen Eigenentwick-
lern (die am Bodenseeufer aufgrund des geringen Entwicklungspotenzials festgelegt 
werden) hervorgerufen werden, könnte diese Umverteilung zumindest teilweise be-
gründbar sein. Auf Grundlage der dargelegten Informationen ist jedoch nicht nach-
vollziehbar, ob diese Zuschläge, die Wanderungseffekte der auf Eigenentwicklung 
beschränkten Gemeinden nur ausgleichen oder auch deutlich darüber hinausgehen. 

Lenskis
Hervorheben
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Die Aussagen „Die Höhe der Zuschläge […] wurde empirisch ermittelt“ sowie „In der 
Summe liegt der Wert […] etwas über der Hauptvariante, aber noch deutlich unter 
dem oberen Rand des Entwicklungskorridors“ (B 23) sind zu unspezifisch. Die vorge-
sehenen Wohnbauflächenzuschläge zum Ausgleich der auf Eigenentwicklung be-
schränkten Gemeinden sollten die voraussichtlich entgehenden Wanderungsge-
winne, soweit diese - wie oben beschrieben - nachgewiesen bzw. begründet werden 
können, grundsätzlich nicht überschreiten. 
 
Weiterhin sind die Zuschläge inhaltlich bzw. in Relation zu den vorgesehenen Pla-
nungen zu hinterfragen. Da gem. 1.3 LEP die Siedlungstätigkeit vorrangig in Sied-
lungsbereichen und Siedlungsschwerpunkten zu konzentrieren ist, könnte ein Zu-
schlag bei den Siedlungsbereichen möglicherweise gerechtfertigt sein. Die Vielzahl 
der im Planentwurf enthaltenen Siedlungsbereiche und ihre räumlich großzügige Ver-
teilung in der Region sind jedoch bereits grundsätzlich zu hinterfragen. Darüber hin-
aus führt diese Vielzahl in Verbindung mit den vorgesehenen Zuschlägen in Höhe 
von 10% der Wanderungsgewinne zu der Frage, inwieweit damit noch eine Steue-
rung der Siedlungsentwicklung anstelle eines flächendeckenden Wachstums möglich 
ist. Aus Sicht des Wirtschaftsministeriums bedarf es daher zunächst eines erkennba-
ren Konzepts bei der Ausweisung der Siedlungsbereiche, bevor daran Wohnbauflä-
chenzuschläge geknüpft werden könnten. Fraglich bleibt aus Sicht des Wirtschafts-
ministeriums zudem, warum für Siedlungsbereiche ohne prognostizierte Wande-
rungsgewinne dennoch Wohnbauflächenzuschläge vorgesehen werden, obwohl kein 
offensichtlicher Bedarf vorliegt. Gegebenenfalls stellt sich bei Siedlungsbereichen 
ohne Wanderungsgewinne dann auch die Frage, warum eine Ausweisung als Sied-
lungsbereich überhaupt notwendig erscheint.  
 
Darüber hinaus ist zu hinterfragen, ob weitere Zuschläge für Wohnbauschwerpunkte 
sinnvoll und erforderlich sind. Für das Wirtschaftsministerium scheint dies grundsätz-
lich nicht plausibel begründbar, da Wohnbauschwerpunkte bereits zur Deckung eines 
höheren, regionalen Bedarfs vorgesehen werden und aus sich heraus keinen zusätz-
lichen Bedarf generieren.  
 
Ergänzend kommt hinzu, dass aufgrund der Lage der Wohnbauschwerpunkte in 
Siedlungsbereichen, diese Zuschläge grundsätzlich kumulativ zu verstehen sind und 
wiederum durch örtlich bedingte Besonderheiten noch einmal erweitert werden kön-
nen. Dies erfolgt unter Ausblendung der Tatsache, dass solche örtlichen Besonder-
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heiten nicht nur zu einer Erhöhung des Bedarfs führen können, sondern auch zu ei-
ner Verringerung. 
 

Zu 2.4.1 G (2) 
Die Stellungnahme zu PS 2.4.1 G (2) erfolgt wegen inhaltlicher Überschneidungen in 
Zusammenhang mit P.S. 2.6.0.  
 

Zu 2.4.1 G (3) 
Der als Grundsatz formulierte Abzug von bestehenden Flächenpotenzialen von den 
zu ermittelnden Flächenbedarfen sollte aufgrund seiner inhaltlichen Relevanz als Ziel 
der Raumordnung festgelegt werden.  
 

Zu 2.4.1 G (4) 
Die Festlegungen im Regionalplanentwurf stehen in Konkurrenz zu den Hinweisen 
zur „Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB“ (Hinweispapier). Insbesondere 
die in Tab. 1 des Regionalplanentwurfs genannten Werte für „Mindest-Bruttowohn-
dichte“ im Ländlichen Raum erscheinen nicht plausibel hergeleitet. Die Werte fallen 
zwischen 5 und 10 Ew/ha geringer aus als die im Hinweispapier aufgeführten Werte 
(z.B. Sonstige Gemeinden im Ländlichen Raum: 45 Ew/Hektar). In der Begründung 
der Festlegung ist allein verbal ausgeführt, dass die Werte des Hinweispapiers „be-
rücksichtigt“ worden seien, ebenso wie eine Umfrage des Regionalverbands bei den 
Städten mit Wohnungsbauschwerpunkten in der Region. Die vorgesehenen geringen 
Dichtewerte, die auch als bloßer „Orientierungswert“ letztlich bei der Bedarfsbestim-
mung zu berücksichtigen sind, erscheinen nicht geeignet, um eine angemessen 
dichte Siedlungsentwicklung sicherzustellen. Dieser Gesichtspunkt spricht vielmehr 
dafür, die Formulierung als Ziel der Raumordnung vorzunehmen.  
 

Zu PS 2.4.2 Siedlungsbereiche 
Die Kriterien zur Ermittlung und Festlegung der Siedlungsbereiche wurden vom Regi-
onalverband sehr großzügig definiert. Dies führt zu einer flächendeckenden Auswei-
sung von Siedlungsbereichen und lässt ein planerisches Konzept zur gezielten Steu-
erung der Siedlungsentwicklung nicht erkennen. Da nunmehr auch beabsichtigt ist, 
Wohnbauflächenbedarfe an den Titel des Siedlungsbereichs zu knüpfen (siehe 2.4.1 
G (1)), ist eine Überprüfung der Ausweisungen zwingend erforderlich.   
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 Zu 2.4.2 Z (1) und Z (3) 
Die in Z (1) gewählte Formulierung „Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig in den 
Gemeindehauptorten sowie in geeigneten Teilorten […] zu konzentrieren“ sollte ei-
nen direkten Bezug zu PS 2.4.2 Z (3) herstellen, da dieser Plansatz die Siedlungsbe-
reiche abschließend definiert. Aus Z (1) geht dieser abschließende Charakter des 
Plansatzes nicht hervor. Darüber hinaus empfehlen wir die Teilorte nicht nach dem 
Klammerprinzip aufzuführen. Stattdessen schlagen wir eine konkrete und unmissver-
ständliche Ausformulierung nach dem Muster „in Gemeinde X stellt Teilort Y den 
Siedlungsbereich dar“ vor.  

 
Zu PS 2.4.3 Gemeinden mit Beschränkung auf Eigenentwicklung 

Wir verweisen auf die Ausführungen zu Plansatz 2.2.0 G (3). 
 

Abschließende Beurteilung des Plansatzes 2.4 
Das Gesamtkonzept des Regionalplans ermöglicht die Inanspruchnahme von Flä-
chen für Siedlungszwecke und stellt entsprechend der Zielrichtung des Regionalver-
bands umfassende Wohnungsbau- und Gewerbeflächen bereit. Die Ausweisung von 
Siedlungsflächen ist grundsätzlich im Sinne des Wirtschaftsministeriums sowie des 
Landes Baden-Württemberg, dass sich beispielsweise im Rahmen der Wohnraum-
Allianz für ausreichenden und bezahlbaren Wohnraum einsetzt. Dass den Auswei-
sungen zu Grunde liegende Plankonzept sowie die vorhandenen Bedarfe sind jedoch 
oftmals – wie bereits umschrieben – nicht erkennbar beziehungsweise nachvollzieh-
bar. Es gibt zudem nur wenig Anreiz für die Städte und Gemeinden, (ungeachtet von 
§ 1 Abs. 2 BauGB) im Zuge ihrer kommunalen Bauleitplanung mit Grund und Boden 
sparsam umzugehen.  
 
Durch die hohen Flächenbedarfsansätze, die Festlegung zahlreicher zentraler Orte, 
die Zuschläge sowie die Berücksichtigung örtlicher Besonderheiten bei der Ermitt-
lung von Flächenbedarfen, die Streuung der Siedlungsbereiche, die umfangreichen 
Weißflächen und die nicht vollumfänglich nachvollziehbare Festlegung von regiona-
len Entwicklungsachsen kann aus Sicht des Wirtschaftsministeriums auf Regional-
planebene eine aktive Steuerung der Siedlungsentwicklung nur noch eingeschränkt 
bewirkt werden. Dies wäre allerdings Voraussetzung für eine nachhaltige Siedlungs-
entwicklung (z.B. sparsamer Umgang mit Grund und Boden, Stadt der kurzen Wege, 
Stärkung der Stadt- und Gemeindekerne).  
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Zu 2.5 Schwerpunkte des Wohnungsbaus  
 
PS 3.1.4 des LEP ermöglicht dem Regionalverband Bodensee-Oberschwaben in be-
gründeten Fällen die Ausweisung von regionalbedeutsamen Schwerpunkten des 
Wohnungsbaus. Die Notwendigkeit der Ausweisung wird in der Begründung zu 
PS 2.5.1 ausreichend dargelegt. 
 
Dem Umweltbericht (S. 86) kann entnommen werden, dass etwa 27% des Wohnbau-
flächenbedarfs über Vorranggebiete des Wohnungsbaus gesichert werden sollen. 
Daneben ist eine weiterführende Sicherung der Bedarfe auf anderem Weg möglich. 
Der geringe Sicherungsanteil über die Wohnbauschwerpunkte ist grundsätzlich nach-
vollziehbar. 
 
Die einzelne Vorranggebiete werden in Form von Steckbriefen im Umweltbericht dar-
gestellt und hinsichtlich ihrer Umweltverträglichkeit geprüft. Die in diesem Zusam-
menhang abgebildeten Planausschnitte und Luftbilder können auch für eine konkrete 
räumliche und planerische Einordnung der festgelegten Flächen hinzugezogen wer-
den. Vor dem Hintergrund des in Plansatz 3.1.9 LEP definierten Ziels, die Siedlungs-
entwicklung vorrangig am Bestand auszurichten und dabei auch die Möglichkeiten 
der Arrondierung zu nutzen, ist die Flächenwahl jedoch nicht immer ausreichend 
nachvollziehbar (z.B. VRG Friedrichshafen Jettenhausen). Es könnte daher hilfreich 
sein, planungsbeeinflussende Faktoren (z.B. Schutzgebiete oder durch Bauleitpla-
nung gesicherte Flächen) in den Teilkarten des Umweltberichts aufzuführen.  
 
Es fällt zudem auf, dass der Regionalverband in einzelnen Gemeinden eine Auftei-
lung der Wohnbauschwerpunkte auf mehrere, kleine Flächen vorsieht. Wir bitten um 
entsprechende Ausführungen in der Begründung, warum diese Ausweisungen den-
noch einer Schwerpunktausweisung entsprechen.  
 
 
Zu 2.6 Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe 
 

Zu PS 2.6.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele und PS 2.4.1 G (2) 
 
Grundsatz (2) des PS 2.4.1 und PS 2.6.0 fokussieren sich auf die gewerblichen Ent-
wicklungen in der Region Bodensee-Oberschwaben und gehen auf die regionalen 
sowie kommunalen Gewerbeflächenbedarfe ein. Für Gewerbeentwicklungen wurde 
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laut Gutachten ein Flächenbedarf im Bereich von ca. 600 ha bis ca. 1.500 Hektar bis 
2035 ermittelt, wovon ca. 940 Hektar durch Regionale Schwerpunkte für Industrie 
und Gewerbe abgedeckt werden (Kap. 2.6 der Gesamtfortschreibung). Dies ent-
spricht etwa 85 % des ermittelten Bedarfs (sofern der Mittelwert der überhöhten TBS-
GIFPRO sowie der anderen beiden Methoden zu Grunde gelegt wird). Im direkten 
Vergleich dazu wird der Wohnbauflächenbedarf von 1.100 ha durch 305 ha Schwer-
punkte des Wohnungsbaus gesichert, was einem Anteil von etwa 27 % des ermittel-
ten Bedarfs entspricht. Der direkte Vergleich macht deutlich, dass ein sehr hohes 
Maß an Flächen für Gewerbe festgelegt wird, obwohl die Schwerpunkte für Gewerbe 
und Industrie, wie auch die Schwerpunkte des Wohnungsbaus, keinen abschließen-
den Charakter haben. Vor diesem Hintergrund und auch im Hinblick auf das Gebot 
der effizienten Flächennutzung erscheint eine Überprüfung der Flächenausweisun-
gen angezeigt. Dies setzt aus Sicht des Wirtschaftsministeriums auch eine Auseinan-
dersetzung mit den vorhandenen Flächenpotenzialen voraus.  
 
Weiterhin sollen die Gemeinden neben diesen regionalen Schwerpunkten noch zu-
sätzliche, lokale Bedarfe durch weitere Ausweisungen decken können (s. PS 2.6.0 G 
(4)). Die umfangreichen Weißflächen um die einzelnen Siedlungsbereiche bieten 
hierfür nahezu uneingeschränkte Möglichkeiten. Dieser zusätzliche Bedarf ist vor al-
lem auch mit Blick auf das Leitbild der effizienten Flächeninanspruchnahme nachvoll-
ziehbar zu begründen und die Weißflächen hinsichtlich einer verminderten Steue-
rungswirkung der Siedlungsentwicklung zu hinterfragen.  
 
Die strikte Trennung zwischen regionalen und zusätzlichen lokalen Bedarfen kann 
darüber hinaus nicht aus dem Gutachten zur Berechnung des Gewerbeflächenbe-
darfs für die Region Bodensee-Oberschwaben abgeleitet werden. Die Bedarfsermitt-
lung setzt sich zusammen aus dem Neuansiedlungsbedarf sowie dem Verlagerungs-
bedarf und wird auf Basis modellierter, gemeindespezifischer Arbeitsplatzzahlen und 
der damit verbundenen Flächenbedarfe ermittelt (S. 6 des Gutachtens). Dies erweckt 
den Eindruck, als würden allgemeine kommunale Bedarfe bereits erfasst werden. Die 
vorgesehenen Flächenausweisungen des Regionalverbands, die sich auf den gut-
achterlich ermittelten Bedarf stützten und fast vollständig ausgeschöpft werden, 
müssten nach Ansicht des Wirtschaftsministeriums also auch bereits die lokalen Be-
darfe umfassen. Die zusätzlichen kommunalen Bedarfe des G (4) PS 2.6.0 sind da-
her auch vor diesem Hintergrund zu begründen. 
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Zu PS 2.6.1 Vorranggebiete für Industrie und Gewerbe 
 
Die Entwicklung gewerblicher und industrieller Flächen ist dem allgemeinen Begriff 
der Siedlungsentwicklung unterzuordnen. Ist die Siedlungstätigkeit auf die Eigenent-
wicklung, den sogenannten „inneren Bedarf“ beschränkt, so gilt dies sowohl für 
Wohnbauflächen als auch für gewerbliche und industrielle Entwicklungen. Dies gilt im 
Übrigen auch für die auf Eigenentwicklung beschränkten Zentralen Orte, die der Si-
cherung der Versorgungssituation dienen sollen (hierzu auch unsere Stellungnahme 
zu PS. 2.2.0). Das heißt, in auf Eigenentwicklung beschränkten Gemeinden soll le-
diglich der natürlichen Entwicklung der Bevölkerung Rechnung getragen werden, 
was sich in gewerblicher/ industrieller Hinsicht auf die Erweiterung ortsansässiger 
Betriebe beschränkt. Ein darüber hinaus gehender Bedarf für größere Gewerbean-
siedlungen kann mit der Festlegung der Eigenentwicklung jedoch nicht in Einklang 
gebracht werden (s. Begründung zu PS 3.1.5 LEP). Die Ausweisung von Schwer-
punkten für Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen in dem auf Eigenentwicklung 
beschränkten Zentralen Orten Kressbronn sowie in der auf Eigenentwicklung be-
schränkten Gemeinde Uhldingen-Mühlhofen erscheint somit nicht mit PS 3.1.5 des 
LEP vereinbar. Dies gilt auch dann, wenn es sich bei den Flächenausweisungen um 
den aufsummierten Eigenbedarf mehrerer Gemeinden handelt. Schwerpunkte für 
Gewerbe vermitteln den Eindruck neuer, regionalbedeutsamer Ansiedlungspunkte, 
die der Deckung des regionalen Bedarfs und damit auch der Neuansiedlung von (flä-
chenintensiven) Betrieben, unabhängig von ihrer Herkunft, dienen und in Folge des-
sen weiteren, über die Eigenentwicklung hinausgehenden Bedarf an Wohnbauflä-
chen regenerieren können. Dies ist nicht mit der Beschränkung auf Eigenentwicklung 
vereinbar.  
 
Kritisch zu sehen ist zudem die Ausweisung von Schwerpunkten für Gewerbe, In-
dustrie und Dienstleistungseinrichtungen außerhalb von Siedlungsbereichen. Dies 
betrifft insbesondere die Gemeinden Hettingen und Hohentengen. Gem. 3.1.3 des 
LEP soll gerade in Siedlungsbereichen eine verstärkte, über die Eigenentwicklung 
hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden. Sie kommen für größere Gewerbean-
siedlungen in Betracht (s. B 31, LEP 2002). Nach diesem Verständnis wäre es kon-
sequent, außerhalb von Siedlungsbereichen von größeren Gewerbeansiedlungen 
abzusehen, zumal in Folge der Gewerbeansiedlungen auch mit weiteren wohnbauli-
chen Entwicklungen zu rechnen sein wird. Sofern weiterhin an den Ausweisungen 
außerhalb von Siedlungsbereichen festgehalten wird, bedarf dies der Begründung. 
Einen Anknüpfungspunkt könnte hierfür die interkommunale Ausrichtung der IGD 
Schwerpunkte darstellen.    



- 28 - 

 
Die Festlegung von Vorranggebieten für Industrie und Gewerbe ohne Anbindung an 
den Siedlungsbestand ruft einen Zielkonflikt zum Anbindegebot (Z 3.1.9 LEP) hervor 
und kann auch nicht durch Zielfestlegung im Regionalplan umgangen werden. Von 
PS 2.6.1 Z (3) ist daher abzusehen. Eine Abweichung von diesem Ziel der Raumord-
nung ist nur durch ein Zielabweichungsverfahren möglich. Beim Regierungspräsi-
dium Tübingen wurde ein entsprechender Antrag gestellt. Das Ergebnis des Zielab-
weichungsverfahrens bleibt abzuwarten.  
 
Wie bereits unter 2.5 aufgeführt sind die Flächenzuschnitte der Vorranggebiete hin-
sichtlich der Arrondierung von Siedlungsflächen (PS 3.1.9 und 3.3.6 LEP) nicht im-
mer unmittelbar nachvollziehbar. Beispielhaft können folgende VRG angeführt wer-
den: Aulendorf, Bad Waldsee-Wasserstall, Gammertingen, Hohentengen. Wie be-
reits bei den Wohnbauschwerpunkten empfehlen wir daher planungsbeeinflussende 
Faktoren (z.B. Schutzgebiete oder durch Bauleitplanung gesicherte Flächen) in den 
Detailkarten des Umweltberichts aufzuführen.  
 
Die Steckbriefe der ausgewiesenen Gewerbeflächen enthalten neben den Detailkar-
ten auch die im Rahmen der Umweltprüfung erforderliche Bewertung der Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter. Grundsätzlich werden hierbei auch die mit dem Ver-
kehr verbundenen Auswirkungen betrachtet und bewertet. Es wäre zu begrüßen, 
wenn diese Bewertung nicht nur isoliert für das jeweilige Vorranggebiet erfolgen, 
sondern auch im Zusammenhang mit direkt in der Nachbarschaft befindlichen weite-
ren Planungen gesehen würde.  
 
Darüber hinaus begrüßen wir die Bemühungen zur Festlegung interkommunaler Ge-
werbegebiete in PS 2.6.1 Z (1) und Z (4). Demnach sind die als interkommunal aus-
gewiesenen Gewerbegebiete „in der Regel“ interkommunal zu entwickeln. Nähere 
Ausführungen hierzu sowie Ausnahmetatbestände werden jedoch nicht definiert und 
sollten in der Begründung ergänzt werden. 
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Zu 2.7 Schwerpunkte für Einzelhandelsgroßprojekte 
 

Zu PS 2.7.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele 
 
PS 2.7.0 Z (3) enthält eine Plansatz 3.3.7 LEP nachgebildete Ausnahme vom Kon-
zentrationsgebot. Das RP Tübingen weist zutreffend auf die vom LEP abweichen-
den und auch nicht konsistenten Formulierungen des Entwurfs bzgl. des Aspektes 
„zur Grundversorgung erforderlich/der Grundversorgung dienen“ hin. Eine Klarstel-
lung des planerisch Gewollten ist unumgänglich. Dabei ist zu beachten, dass nach 
§ 11 Absatz 2 Satz 3 LplG eine räumliche und sachliche Ausformung der zielförmi-
gen Festlegung des LEP zulässig ist. Vom LEP abweichende Inhalte sind demge-
genüber unzulässig. 
 
Darüber hinaus sieht der letzte Satz von Z (3) vor, dass PS 2.7.0 (5) bis 2.7.0 (7) mit 
dem Beeinträchtigungsverbot, dem Kongruenzgebot und dem Integrationsgebot ent-
sprechend gelten. Aus hiesiger Sicht gelten diese und die nachfolgenden Plansätze 
und damit beispielsweise auch die Agglomerationsregelung direkt. Daher sollte die-
ser Satz im Plansatz gestrichen und die Begründung mit dem Hinweis auf die direkte 
Geltung der Plansätze 2.7.0 (5) bis 2.7.2 (1) entsprechend angepasst werden. 

 
Zu 2.7.0 N (7) 

PS 2.7.0 N (7) enthält die nachrichtliche Übernahme des Plansatzes 3.3.7.2 LEP mit 
der Regelung zum Integrationsgebot. Die Begründung (B 33) sollte hinsichtlich der 
Verwendung des Begriffs „inhaltliche Konkretisierung“ an § 11 Abs. 2 Satz 3 LplG an-
gepasst und von „räumlicher und sachlicher Ausformung“ gesprochen werden. 
 

Zu 2.7.0 Z (8) 
Mit Ziel (8) des Plansatzes werden Festlegungen zu Einzelhandelsagglomerationen 
getroffen. Aufgrund der praktischen Relevanz des Themas begrüßt das Wirtschafts-
ministerium die Bemühungen zur Festlegung dieses Ziels der Raumordnung. Die in 
der Begründung ausgeführte Definition des Begriffs „Agglomeration“ ist jedoch nicht 
eindeutig nachvollziehbar, da sich die in Absatz eins und zwei der Begründung auf-
geführten Definitionen voneinander unterscheiden. Während im ersten Absatz der 
Begründung (B33) das Vorliegen des räumlich funktionalen Zusammenhangs als Be-
dingung zur Agglomerationsentstehung genannt ist, wird diese Bedingung in der wei-
teren Definition des zweiten Absatzes nicht mehr erwähnt. Hier steht nur noch die 
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aufsummierte Überschreitung zur Grenze der Großflächigkeit im Fokus. Der funktio-
nale Zusammenhang (oder auch der Begriff der Funktionseinheit), der nach Recht-
sprechung maßgeblich für die Entstehung bzw. das Vorliegen einer Agglomeration 
ist, sollte daher auch im zweiten Absatz ergänzt werden.  
 
Sofern es sich um Einzelhandelsagglomerationen handelt, die dem großflächigen 
Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO zuzuordnen sind, kommen die übrigen in 
Plansatz 2.7.0 festgelegten Grundsätze und Ziele zur Ansiedlung zum Tragen. Die in 
der Begründung gesondert aufgeführte Regelung: Einzelhandelsagglomerationen 
sind in den zentralörtlichen Versorgungskernen („Vorranggebieten für zentrenrele-
vante Einzelhandelsgroßprojekte“ nach PS 2.7.1, im Nebenzentrum, in den Grund- 
und Nahversorgungszentren in den Stadtteilen und in den Ortsmitten der Kleinzen-
tren und nicht zentralen Orte erwünscht (B34), ist nur nachvollziehbar, wenn dies un-
ter der Voraussetzung erfolgt, dass dort großflächiger Einzelhandel überhaupt zuläs-
sig ist. 
 
 

Zu PS 2.7.1 Vorranggebiete für zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte 
und 2.7.2 Vorbehaltsgebiete für nicht-zentrenrelevante Einzelhandelsgroßpro-
jekte (Ergänzungsstandorte) 

 
Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Landesplanungsgesetzes sind in den Regionalplänen 
gebietsscharfe Standorte für Einzelhandelsgroßprojekte auszuweisen, soweit diese 
regionalbedeutsam sind. Der Regionalverband kommt dem durch die Ausweisung 
von Vorranggebieten für zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte sowie Vorbe-
haltsgebiete für nicht-zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte nach.  
 
Die für die Raumnutzungskarte gewählten Schraffuren sind in Verbindung mit den 
verhältnismäßig kleinen Flächenausweisungen nur schwer lesbar. Beispielhaft sind 
hier das VBG alter Schlachthof in Ravensburg, das VBG Bommer Center in Überlin-
gen sowie das VBG Ott-Lilienthal-Str. in Markdorf zu nennen. Wir bitten, Möglichkei-
ten zur Verbesserung der Lesbarkeit der Raumnutzungskarte zu prüfen. 
 
Sollten sich im weiteren Planverfahren, insbesondere etwa aufgrund der oben bei 
2.3.3 erbetenen Überprüfung, Änderungen bei den nach diesem Planentwurf vorge-
sehenen Unterzentren ergeben, wären diese Änderungen bei der Festlegung von 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Einzelhandelsgroßprojekte zu berücksichtigen.  
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Zu 2.7.1 Z (1) 
Zu der Formulierung des letzten Satzes von Z (1), nach der alle Nutzungen ausge-
schlossen sein sollen, die mit diesem Ziel nicht vereinbar sind, regen wir Folgendes 
an: 
 
Die Festlegung eines Vorranggebiets für zentrenrelevante Einzelhandelsgroßprojekte 
führt aus hiesiger Sicht nicht dazu, dass dort jede andere bauliche Nutzung unzuläs-
sig ist. Ausgeschlossen sind nur andere, mit der vorrangigen Nutzung unvereinbare 
raumbedeutsame Nutzungen (§ 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ROG 2017). Damit bleibt etwa 
die Zulassung von Wohnnutzung oder der anderen in einem Kerngebiet typischen 
Nutzungen zumindest auf Teilflächen der Vorranggebiete zulässig. Der VGH Baden-
Württemberg hat einen solchen Regelungsinhalt zur Festlegung von Versorgungs-
kernen in seinem Urteil vom 22. November 2013 (3 S 3356/11, juris Rn. 54, 56) für 
zulässig erachtet. Insofern erscheint es erforderlich, dass der Regionalverband dar-
legt, wie aus seiner Sicht und unter welchen Voraussetzungen von der Vereinbarkeit 
der Nutzungen ausgegangen werden kann. Orientierung für eine für die Region Bo-
densee-Oberschwaben spezifische Begründung könnte z.B. die Begründung zu 
Plansatz 2.4.4.6 des Regionalplans Südlicher Oberrhein bieten, die die Vielgestaltig-
keit der für innerstädtische Versorgungskerne typischen Funktionsmischung darstellt 
und mit der Nutzung der Innenstädte als Einzelhandelsstandorte für vereinbar erklärt. 
 

Zu 2.7.1 Z (2) 
Entsprechend den Ausführungen des Regierungspräsidiums bitten wir die im Plan-
satz vorgesehene Ausnahmeregelung für bestandsorientierte Erweiterungen in der 
Begründung näher zu erläutern.  
 

Zu 2.7.1 Z (3) 
Ziel 3 sieht eine weitere Ausnahmeregelung für Gebiete vor, die sich am Rande der 
Vorranggebiete befinden. Wir verweisen diesbezüglich zunächst auf die gebiets-
scharfen Ausweisungen der Vorranggebiete, mit denen bereits eine planerische Un-
schärfe verbunden ist. Die Notwendigkeit der Ausnahmeregelung ist vor diesem Hin-
tergrund noch einmal zu hinterfragen. Wird die Notwendigkeit auch weiterhin gese-
hen, bitten wir um Beachtung der Hinweise des Regierungspräsidiums.  
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Zu Kapitel 3 – Regionale Freiraumstruktur 
 
Ein pfleglicher Umgang mit Naturgütern, eine sparsame Inanspruchnahme natürli-
cher Ressourcen und eine Vernetzung der für den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild bedeutsamen Freiräume sind Leitziele im Rahmen der angestrebten 
nachhaltigen Entwicklung des Landes (s. B 53 LEP). Ihre weitere Ausgestaltung und 
Umsetzung ist Aufgabe der Regionalplanung. 
 
Zur Sicherung des Freiraumverbunds wurden der Regionalplanung verschiedene 
Freirauminstrumente durch die Landesplanung bereitgestellt (PS 5.1.3 LEP). Hierzu 
zählen: Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige Bereiche für Natur-
schutz- und Landschaftspflege, für die Landwirtschaft, für Waldfunktionen und die 
Forstwirtschaft, für den Bodenschutz für die Wasserwirtschaft und für die Erholung. 
Sie dienen auch der einheitlichen Anwendung regionalplanerischer Festlegungen (s. 
B 55 LEP). 
 
Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben wendet sich von dem „klassischen“ 
Katalog der Freirauminstrumente ab und sieht eine Komprimierung auf fünf wesentli-
che Gebietstypologien vor: Grünzüge, Grünzäsuren, Vorranggebiete für Naturschutz 
und Landschaftspflege, Vorranggebiete für besondere Waldfunktionen und Gebiete 
zur Sicherung von Wasservorkommen. Von der gesonderten Ausweisung von 
Schutzbedürftigen Bereichen für die Landwirtschaft, den Bodenschutz und die Erho-
lung wird kein Gebrauch gemacht. Vorranggebiete für den Hochwasserschutz gemäß 
PS 4.3.6 Z (1) LEP werden ebenfalls nicht gesondert festgelegt. Der Umweltbericht 
(S. 3) nennt hierfür folgende Gründe:  

 
„So wird von einer Festlegung von Vorranggebieten für die Landwirtschaft ab-
gesehen, da die Sicherung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen über die 
Ausweisung Regionaler Grünzüge und Grünzäsuren erfolgen kann. Ebenso 
kann auf die Festlegung von Vorranggebieten für den Bodenschutz sowie für 
den vorbeugenden Hochwasserschutz verzichtet werden, da diese Belange 
über die Festlegung von Vorranggebieten für Naturschutz und Landschafts-
pflege sowie von Vorranggebieten für besondere Waldfunktionen hinreichend 
berücksichtigt werden (Näheres s. Kap. 6.1.1).“ 
 

Das Wirtschaftsministerium sieht diese Vorgehensweise des Regionalverbands aus 
folgenden Gründen als äußert problematisch an: 

Lenskis
Hervorheben
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Die inhaltliche Zusammenlegung der Freiraumkategorien führt zu der Herausbildung 
umfassender „Misch-Vorranggebiete“1 mit vielfältigen Schutzzwecken, die nicht aus 
der Raumnutzungskarte heraus erkennbar sind. So lange diese Misch-Vorrangge-
biete nur den einen gemeinsamen Zweck – die Freihaltung von Bebauung - beab-
sichtigen und nachgewiesen sowie nachvollzogen werden könnte, dass tatsächlich 
alle Schutzzwecke abschließend Eingang gefunden haben, wäre diese komprimie-
rende Darstellungsart möglicherweise vertretbar. Der Regionalverband knüpft an die 
Misch-VRG aber auch Ausnahmeregelungen für raumbedeutsame bauliche Anlagen, 
für deren Erteilung der jeweilige Schutzzweck von essentieller Bedeutung ist. Denn 
nur unter zu Hilfenahme der tatsächlichen Gegebenheiten kann eine regionalbedeut-
same bauliche Ausnahme überhaupt in Betracht gezogen werden. Dies macht auch 
die Formulierung des Regionalverbands „Unter der Voraussetzung, dass die Zweck-
bestimmung der VRG nicht gefährdet ist, [..] sind ausnahmsweise zulässig:“ deutlich. 
Die Multifunktionalität eines jeden Vorranggebiets muss nach Ansicht des Wirt-
schaftsministeriums demnach gebietsscharf ablesbar sein.   
 
Der Regionalverband versucht dieses Defizit mithilfe des Umweltberichts auszuglei-
chen. Die inhaltliche Ausrichtung eines Vorranggebiets und damit auch der jeweilige 
Schutzzweck eines Vorranggebiets soll über den jeweiligen Landschaftsraum (der 
Tabelle 1 und der Karte 1 auf Seiten 22 und 23 des Umweltberichts), die dort be-
troffenen Umweltaspekte in Tabelle 3 und 4 (S. 56/57 des Umweltberichts) und die 
zugehörigen Karten Nr. 2 bis 23 im Umweltbericht erkennbar gemacht werden. 
 
Diese Vorgehensweise erschließt sich für den ungeübten Betrachter jedoch nicht. 
Die mit dem Umweltbericht verbundene Anstoßfunktion, die den Bürger auf mögliche 
Probleme hinweisen und eine Bewertung der Beeinträchtigungen ermöglichen soll, 
ist dadurch eingeschränkt. Hinzu kommt, dass das erläuternde Kartenmaterial (Karte 
1 bis 23 im Umweltbericht) durch die Maßstäblichkeit und Darstellungsart ohne jegli-
che Orientierungspunkte (Gemeinden, Städte etc.) kaum lesbar erscheint oder teil-
weise nur das Verhältnis der Schutzgüter innerhalb des jeweiligen Landschaftsrau-
mes bezogen auf prozentuale Flächenanteile darstellt. Die potenzielle flächige Über-
lagerung von einzelnen Schutzwecken, kann den Einzelkarten gar nicht entnommen 
werden.   
                                            
1 Die Ausführungen zu den Misch-Vorranggebieten beziehen sich insbesondere auf die Grünzüge, 

Grünzäsuren, Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege sowie Vorranggebiete für beson-

dere Waldfunktionen 
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Sofern es jedoch zu einer Überlagerung von Schutzzwecken kommen sollte, stellt 
sich weiterhin die Frage, welcher Schutzzweck innerhalb des jeweiligen Vorrangge-
biets prioritär zu betrachten ist. Dies könnte durchaus dann von Bedeutung sein, 
wenn die Ausnahme für eine regionalbedeutsame bauliche Anlage erteilt werden soll, 
die sich möglicherweise nicht mit allen sich überlagernden Schutzzwecken in Ein-
klang zu bringen wäre. Dies gilt zudem für die allgemeine Überlagerung von Regio-
nalen Grünzügen (VRG) mit Gebieten für Naturschutz und Landschaftspflege (VRG) 
und Gebieten für Waldfunktionen (VRG), für die ebenfalls keine Priorisierung vorge-
sehen ist. Konflikte zwischen den jeweils verfolgten Zielen bzw. Schutzzwecken mö-
gen aus Sicht des RVBO möglicherweise nicht unbedingt zu erwarten sein, sie kön-
nen jedoch aus hiesiger Sicht keinesfalls vollständig und zweifelsfrei ausgeschlossen 
werden. Um einen möglichst sicheren Vollzug des Regionalplans zu ermöglichen, ist 
eine qualifizierte Aussage im Regionalplan und seiner Begründung erforderlich, wie 
Zielkonflikte ausgeschlossen und wie ggf. trotzdem auftretende Zielkonflikte aufge-
löst werden können. 
 
Das Wirtschaftsministerium ist darüber hinaus der Ansicht, dass die pauschalen Aus-
nahmeregelungen für die Misch-VRG näher ausdifferenziert und auf den jeweiligen 
Schutzzweck angepasst werden müssten oder zumindest einer umfassenden Ausei-
nandersetzung im Rahmen der Begründung bedürften. Beispielsweise sind in Grün-
zügen pauschale Ausnahmeregelungen für regionalbedeutsame bauliche Anlagen 
der Landwirtschaft vorgesehen. Sollen diese tatsächlich auf landwirtschaftlich bedeu-
tenden Flächen und Landschaftsbestandteilen, die der Erholung und dem Tourismus 
dienen, gleichermaßen ermöglicht werden können? Der Regionalverband versucht 
sich zwar mit Formulierungen wie „unter der Voraussetzung, dass die Zweckbestim-
mung der VRG nachweislich nicht gefährdet wird“ davon abzugrenzen. Mit der zent-
ralen Frage, bei welchem Schutzzweck sie aber nachweislich gefährdet wäre, setzt 
er sich nicht auseinander. (Dass die Schutzzwecke ja auch gar nicht sichtbar sind, 
wurde bereits thematisiert.) Dies lässt Zweifel an einem abschließend abgewogenen 
Ziel der Raumordnung aufkommen. Aus Sicht des Wirtschaftsministeriums bedarf es 
daher einer dringenden Auseinandersetzung bezüglich der Schutzzwecke und der 
zulässigen Ausnahmemöglichkeiten. 
 
In diesem Kontext ist zudem zu prüfen, ob nicht auch weitere Schutzzwecke eine 
ausnahmsweise Zulässigkeit von Windenergie oder Photovoltaikfreiflächenanlagen 
zulassen würden. Da der Regionalverband das Thema Erneuerbare Energien aus 
dem Fortschreibungsverfahren zunächst ausgeklammert hat und erst im Nachgang 
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weiter ausarbeiten wird, muss der vorhandene Planentwurf den weiteren, noch fol-
genden Ausführungen ausreichend Raum gegeben.  
 
Die Ausführungen machen deutlich, dass auf der Grundlage des aktuellen Entwurfs 
nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Bestimmtheit und Bestimmbarkeit der 
Plansätze im Streitfall in Frage gestellt werden könnte, wenn die Begründung der 
Plansätze ohne deutlich nachvollziehbaren Regionsbezug auch unter Zuhilfenahme 
des Umweltberichts und seiner Anlagen oder ggf. weiterer sachdienlicher Unterlagen 
keine oder allenfalls wenig Anhaltspunkte für eine Auslegung und Anwendung der 
Plansätze anbietet und die Ausnahmeregelungen, im Sinne eines abschließend ab-
gewogenen Ziels der Raumordnung, nicht näher definiert werden. Das Wirtschaftsmi-
nisterium sieht es daher für erforderlich an, 
 

1. die Schutzzwecke der Vorranggebiete anschaulich darzustellen. Im Optimalfall 
werden Einzelkarten zu den jeweiligen Vorranggebieten angefertigt, die die 
Schutzzwecke gebietsscharf darstellen. Sofern jedoch an der Ausführungsart 
des Umweltberichts festgehalten wird, ist zwingend auf die Lesbarkeit und 
Darstellungsart (Maßstab und Orientierungspunkte) des Kartenmaterials zu 
achten. Zudem wäre es erforderlich, eine Erläuterung zur Lesart des Umwelt-
berichts und zur Identifikation des jeweiligen Schutzzwecks der Vorrangge-
biete in die Begründung einzufügen. 

2. zusätzlich zu der verbesserten Darstellung, die Vorranggebiete mit ihrem je-
weiligen Schutzzweck zu umschreiben. Dies kann in tabellarischer Form erfol-
gen. Sofern eine Überlagerung von Schutzzwecken deutlich wird, sollte be-
reits eine Priorisierung erfolgen. (Der Regionalverband kann sich hier bei-
spielsweise an dem Regionalplan Stuttgart bzw. Heilbronn-Franken orientie-
ren.) 

3. Ausnahmeregelungen und Schutzzwecke in Relation zueinander zu stellen.  
 
 
Zu 3.1 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 
 

Zu 3.1.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele und 3.1.1 Regionale Grünzüge 
Wie bereits thematisiert, wird den Regionalen Grünzügen im Sinne der Komprimie-
rung der Freiraumfunktionen ein erweiterter Schutzzweck zugesprochen. Sie dienen 
zur Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und der bio-
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logischen Vielfalt, zur Wahrung des Landschaftsbildes und des Charakters der traditi-
onellen Natur- und Kulturlandschaften (auch aufgrund ihrer Bedeutung für Erholung 
und Tourismus), zur Gliederung der Stadtlandschaft und des ländlichen Siedlungs-
raums und zuletzt auch zur Sicherung leistungsfähiger Produktionsflächen für die 
Landwirtschaft (PS 3.1.0 Z (2)). Damit übernehmen sie unter anderem die Funktion 
der im Regionalplan von 1996 vorgesehenen schutzbedürftigen Bereiche für Land-
wirtschaft.  
 
Bei der Ausweisung der Regionalen Grünzüge beschränkt sich der Regionalverband 
auf dicht besiedelte Räume, Räume mit hohen Siedlungsflächenanteilen sowie be-
nachbarte Landschaftsräume, die eine wichtige Ausgleichsfunktion übernehmen 
(B 38, bzw. PS 3.1.0 G (1)). Grünzüge werden somit nicht regionsweit ausgewiesen. 
Ihre Ausweisung erfolgt primär dort, wo Siedlungsdruck und Freiraumschutz in Flä-
chenkonkurrenz miteinander stehen. 
 
Bei genauerer Betrachtung der Begründung scheinen von dieser beschränkten Aus-
weisung „die besten landwirtschaftlichen Standorte sowie die Landschaftsräume von 
herausragender Vielfalt, Eigenart und Schönheit“ ausgenommen (B 39) und dem-
nach flächendeckend in Form von Grünzügen ausgewiesen zu werden. Das Wirt-
schaftsministerium sieht dies aufgrund der speziellen Schutzzwecke der Grünzüge 
auch als zwingend erforderlich an. Um Missverständnisse vorzubeugen, sollte diese 
erweiterte Betrachtungsweise nicht nur in der Begründung Erwähnung finden, son-
dern auch in die Plansätze integriert werden. Die tatsächlich einbezogenen „besten 
landwirtschaftlichen Standorte“ sollten zudem aus einer Beikarte lesbar hervorgehen. 
Einen möglichen Anknüpfungspunkt bietet Karte 15 des Umweltberichts.  
 
 

Zu 3.1.1 Z (2) 
Gemäß Plansatz 3.1.1 Z (2) sind Grünzüge von Bebauung freizuhalten. Darüber hin-
aus sind raumwirksame Veränderungen der Geländeoberfläche außerhalb der im 
Regionalplan für die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe festlegten Gebiete aus-
geschlossen.  
 
Beabsichtigt ist, innerhalb der Grünzüge raumwirksame Veränderungen grundsätz-
lich zu verbieten. Ausgenommen hiervon sind Gebiete der Rohstoffgewinnung, die im 
regionalen Grünzug ausgewiesen wurden. Satz 2 könnte jedoch ohne den Bezug zu 
den Regionalen Grünzügen missverständlich sein und sollte daher um den Zusatz „in 
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den Regionalen Grünzügen“ ergänzt werden. Da sich die Schraffuren von Grünzü-
gen und Vorranggebieten zum Abbau von Rohstoffen grundsätzlich nicht überlagern, 
sondern Grünzüge an diesen Stellen zurücktreten, beschränkt sich die Ausnahmere-
gelung auf die Sicherungsgebiete. Die Begründung ist entsprechend anzupassen. 
 
Soweit nach dem Plansatz Z (2) Satz 1 die Regionalen Grünzüge von „Bebauung“ 
freizuhalten sein sollen, ist die Regelungskompetenz der Raumordnung zu beachten, 
die sich auf raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen beschränkt. Die Ausfüh-
rungen in der Begründung zum Ausschluss von „Bebauungen“, wonach „i.d.R. auch 
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB“ umfasst sein sollen, tragen dem nicht ausrei-
chend Rechnung. Wir verweisen diesbezüglich auf die Ausführungen des RP Tübin-
gens.  
 
 
Zu 3.2 Gebiete für besondere Nutzungen im Freiraum 
 
Die Komprimierung auf nur wenige Freiraumkategorien mit umfangreichen Schutz-
zwecken spiegelt sich insbesondere bei der Festlegung von Gebieten für besondere 
Nutzungen im Freiraum wieder. Mit nur zwei Typen von Vorranggebieten (VRG Na-
turschutz- und Landschaftspflege (PS 3.2.1) und VRG für besondere Waldfunktionen 
(PS 3.2.2)) sollen gem. Begründung (B 41) umfangreiche Schutzzwecke bedient wer-
den. Hierzu zählen: eine Konkretisierung und Ergänzung des Freiraumverbundes 
überregional bedeutsamer naturnaher Landschaftsräume des Landes, der Schutz 
des regionalen und überregionalen Biotopverbundes, der Hochwasserschutz, der 
Moorschutz, der Naturschutz und der Landschaftspflege, der Schutz der Waldfunktio-
nen und der Bodenschutz.  
 

Insbesondere die zur Begründung angeführte These, dass sich aufgrund der großen 
flächenmäßigen Übereinstimmungen die Festlegung von gesonderten Vorranggebie-
ten für den vorbeugenden Hochwasserschutz und den Bodenschutz erübrigen und 
durch die zwei Vorranggebietstypologien ersetzt werden können, die primär dem 
Schutz des Biotopverbunds vor konkurrierenden Raumnutzungen dienen, erscheint 
nicht ausreichend. Eine nähere Begründung dieser Aussagen fehlt sowohl im Regio-
nalplan, seiner Begründung, dem Umweltbericht und den weiteren auf der Home-
page zur Verfügung gestellten sachdienlichen Unterlagen des RVBO zum Einzelhan-
del, zum Artenschutz und zum Klima.  
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Zu 3.2.0 Allgemeine Grundsätze und Ziele 
 

Zu 3.2.0 Z (5)  
Gemäß PS 4.3.6 Z (1) LEP sind „zur Sicherung und Rückgewinnung natürlicher 
Überschwemmungsflächen, zur Risikovorsorge in potenziell überflutungsgefährdeten 
Bereichen sowie zum Rückhalt des Wassers in seinen Einzugsbereichen […] in den 
Regionalplänen Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz festzulegen.“ Die 
Integration des Hochwasserschutzes in die Vorranggebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege und die Vorranggebiete für besondere Waldfunktionen ist nach 
Auffassung des Wirtschaftsministeriums nicht möglich. Gemäß dem oben zitierten 
Plansatz bedarf es einer separaten Ausweisung von Vorranggebieten für den vor-
beugenden Hochwasserschutz.  
 
Nach der Begründung soll dieser Gebietstypus auch den Belangen des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes gerecht werden. Insoweit wird pauschal auf die grundsätz-
lichen Ziele des Plansatzes 4.3.6 LEP abgestellt (B 41). Der LEP differenziert dabei 
nach dem Sinn und Zweck der Festlegungen, der Lage, der Bemessungsgröße und 
der Art der Festlegung. Gegenstand der Regelungen des LEP sind  
 Risikovorsorge in potentiell überflutungsgefährdeten Bereichen,  
 Sicherung und Rückgewinnung von Überschwemmungsflächen,  
 Rückhalt des Wassers in der Fläche,  
 Vermeidung zusätzlicher Schadensrisiken,  
 Gewässerentwicklung und Auenrenaturierung,  
 Flächenschutz für Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes,  
 Vermeidung von Verschärfung von Hochwasser,  
 Minderung von Schadensrisiken,  
 Hochwasserspitzen abbauen 

 
Es ist aus den Plansätzen und der Begründung nicht erkennbar, dass und wie diese 
Aspekte insbesondere auch mit Blick auf den Aspekt der Vorsorge vor einem extre-
men Hochwasser eingeflossen sind. Informationen zur Behandlung des Themas 
„Hochwasser“ ergeben sich zunächst aus Karte 17 (Seite 45) des Umweltberichts. 
Diese enthält neben generalisierten HQ 100 Flächen auch die Darstellung der Flä-
chenanteile der HQ100-Überflutungsflächen. 
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Aus den weiteren zweckdienlichen Unterlagen zur Fortschreibung des Regionalplans 
ergeben sich ebenfalls keine Hinweise auf die umfassende Abarbeitung der Aspekte 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes aus Plansatz 4.3.6 LEP.  
 
Die Verteilung von Informationen zu HQ100- und HQextrem-Überflutungsflächen in 
diversen Dokumenten ist aus hiesiger Sicht nicht ausreichend. Aus hiesiger Sicht be-
darf es der Aufnahme der wesentlichen Aspekte zum Thema vorbeugender Hoch-
wasserschutz in den Regionalplan und seine Begründung.  
 
 

Zu 3.2.1 Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege (Biotopver-
bund) 

 
Die Festlegung von Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege erfolgt 
im Wesentlichen auf Grundlage des Fachplans landesweiter Biotopverbund sowie ei-
nes Fachgutachtens zum regionalen Biotopverbund. Durch ihre Ausweisung sollen 
die Belange des Biotopverbunds vor konkurrierenden Raumnutzungen geschützt 
werden und die Voraussetzung für einen überregional wirksamen Biotopverbund ge-
schaffen werden. Der Begründung zu Plansatz 3.2.1 kann jedoch nicht entnommen 
werden, welche Auswirkungen die Ausweisung auf die landwirtschaftliche Nutzung 
hat und ob mögliche Einschränkungen damit verbunden sein können. Im Sinne der 
praktischen Anwendung des Plansatzes bitten wir daher um inhaltliche Ergänzung 
der Begründung.  
 
 
 
Zu Kapitel 4 - Regionale Infrastruktur 
 
Zu 4.1 Verkehr 

Zu 4.1.1 Straßenverkehr 
Plansatz 4.1.1 dient der Weiterentwicklung des regionalbedeutsamen Straßennetzes. 
Der Regionalverband greift hierbei im Wesentlichen auf den Bedarfsplan für Bundes-
fernstraßen mit dem „Vordringlichen Bedarf“ und dem „Weiteren Bedarf“ sowie den 
Generalverkehrswegeplan zurück und übernimmt die Planungen nachrichtlich (N (3) 
bis N (5)). Darüber hinaus macht er zusätzliche Vorschläge für weitere, regionalbe-
deutsame Straßenprojekte in der Region (V 6). Aus Klarstellungsgesichtspunkten 
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empfehlen wir, V (6) so umzuformulieren, dass dem Wortlaut des Plansatzes direkt 
entnommen werden kann, dass es sich um zusätzliche Vorschläge handelt. 
 
Für die Übertragung der Planungen in die Raumnutzungskarte bedient sich der Regi-
onalverband der Straßenkategorien des Generalverkehrsplans Baden-Württemberg 
von 1986 (s. N (7)). Die Aktualität dieser Kategorien ist jedoch zu hinterfragen. Der 
aktuell gültige Generalverkehrsplan von 2010 verweist diesbezüglich auf die Richtli-
nie des Bundes für die integrierte Netzgestaltung, die eine „aktualisierte fachliche 
Grundlage [darstellt], um unter Berücksichtigung dieser Veränderungen eine neue 
Straßennetz-Kategorisierung durchführen zu können“ (S. 62 Generalverkehrsplan 
Baden-Württemberg). Dementsprechend wäre eine Einteilung des regionalbedeutsa-
men Straßennetzes nach folgenden Kategorien wünschenswert: großräumiger Ver-
kehr, überregionaler Verkehr, regionaler Verkehr. 
 
Die Raumnutzungskarte sieht darüber hinaus keine darstellerische Unterscheidung 
der nachrichtlich übernommenen Planungen sowie der von Seiten des Regionalver-
bands zusätzlich vorgeschlagenen Planungen vor. Planungen werden verallgemei-
nert mit (N/V) gekennzeichnet. Aufgrund des Bedeutungsunterschiedes wäre eine 
Differenzierung der Planzeichen wünschenswert.  
 
Für eine transparente und nachvollziehbare Planung empfehlen wir zudem, die ein-
zelnen Straßenkategorien und ihre zugehörigen Straßen aufzulisten (etwa in tabella-
rischer Form im Rahmen der Begründung). 

 
 

Zu 4.1.2 Schienenverkehr 
Zu 4.1.2 Z (2)  

§ 11 Abs. 5 LplG eröffnet die Möglichkeit, raumbedeutsame Planungen und Maßnah-
men von öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts festzulegen, die zur Auf-
nahme in den Regionalplan geeignet und zur Koordinierung von Raumansprüchen 
erforderlich sind und die durch Ziele und Grundsätze der Raumordnung gesichert 
werden können. Darunter fallen auch die in Plansatz 4.1.2 Z (2) vorgesehenen Frei-
haltetrassen für den zweigleisigen Ausbau des Schienenverkehrs.  
 
Die im Plansatz festgelegten Freihaltetrassen sollten grundsätzlich auch in der 
Raumnutzungskarte als Freihaltetrassen und nicht als „zweigleisiger Ausbau“ be-
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zeichnet werden. Die Festlegung als Freihaltetrasse umfasst inhaltlich nur den Aus-
schluss raumbedeutsamer Nutzungen, die einem späteren zweigleisigen Bahnbe-
trieb entgegenstehen könnten oder mit der Bahntrasse nicht vereinbar sind.  
 
Weiterhin wird deutlich, dass die die gesamten Schienentrassen umfassende Schraf-
fur mit den inhaltlichen Ausführungen in der Begründung nicht übereinstimmt. Dem-
nach geht der Regionalverband „nicht von einem kompletten zweigleisigen Ausbau 
der o.g, Strecken aus. Dies ist aufgrund der bereits heute vorhandenen baulichen Si-
tuation vielfach kaum realisierbar“ (B 49). Dies lässt Zweifel an der Erforderlichkeit 
und Bestimmtheit der Zielfestlegung aufkommen. Nähere Ausführungen dazu, wel-
che Teile bezüglich der Freihaltung in Betracht zu ziehen sind, wären wünschens-
wert.  
 

4.1.6 Bodenseeschifffahrt 
Zu 4.1.6. G (4)  

Grundsatz (4) sieht unter anderem die Prüfung der „Beschränkung der Bootszulas-
sungen und anderer einschränkender Maßnahmen“ vor. Nach Ansicht des Wirt-
schaftsministeriums richtet sich dieser Grundsatz an die jeweiligen Fachplanungsträ-
ger und sollte dementsprechend als Vorschlag gekennzeichnet werden. 

 

4.1.7 Fuß- und Radverkehr 
Zu 4.1.7 V (3)  

Der Vorschlag zum Ausbau von Radschnellverbindungen Friedrichshafen-Mecken-
beuren-Ravensburg-Weingarten-Baienfurt-Baindt sollte auch in die Raumnutzungs-
karte übernommen werden.  

 

Zu den Planwerken der Gesamtfortschreibung 
 

Zur Strukturkarte 
Der Maßstab der Strukturkarte ist den Vorgaben der VwV Regionalpläne anzupas-
sen. Diese sieht einen Maßstab von 1: 200.000 vor (Anlage 2). Wir bitte um entspre-
chende Überarbeitung der Strukturkarte.  
 
Weiterhin sind auch die Planzeichen der Strukturkarte entsprechend den Vorgaben 
der VwV Regionalpläne zu nutzen sowie Plansätze in der Legende zu ergänzen.  
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Zur Raumnutzungskarte 
Sämtliche Darstellungen und Signaturen, die in der Raumnutzungskarte verwendet 
werden, sind in der Legende zu erläutern. Dies gilt auch für Wasserflächen, Wälder 
etc. der verwendeten Hintergrundkarte. Nach derzeitiger Darstellung könnten insbe-
sondere die grünen flächigen Darstellungen Ausweisungen vortäuschen, die der Re-
gionalplan nicht beabsichtigt. Dass es sich womöglich nur um nachrichtlich darge-
stellte Freiräume handelt, ist ohne Erläuterung in der Legende nicht ersichtlich. Opti-
onal könnte auch auf die farbliche Hintergrundkarte verzichtet werden.  
 
Nach 4.3 (2) VwV Regionalpläne sind für die zeichnerischen Darstellungen die in An-
lage 2 aufgeführten Planzeichen zu verwenden. Geringfügige Abweichungen zur 
Verbesserung der Lesbarkeit der Signaturen, z.B. bei Überlagerung, bleiben zuläs-
sig. Diese Regelung soll insbesondere einer einheitlichen Darstellung im digitalen 
Planatlas zu Gute kommen. Einzelne Planzeichen der Raumnutzungskarte weichen 
jedoch derart von den Planzeichen der VwV Regionalpläne ab, dass diese zu Miss-
verständnissen führen können. Beispielhaft ist hier die verwendete Schraffur von 
Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege zu nennen, die gem. der VwV 
Regionalpläne für Vorbehaltsgebiete vorgesehen ist. Wir bitten daher um umfas-
sende Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der verwendeten Planzeichen.  

 

Anlage 2 der VwV Regionalpläne sieht zudem eine Verknüpfung der Legende mit 
dem jeweiligen Plansatz vor. Wir bitten um entsprechende Ergänzungen in der Le-
gende.  

 
Weiterführende Themenfelder des LEP 
 
PS 4.7 des LEP greift das Thema Sozialwesen, Gesundheitswesen auf. Demnach 
sind Einrichtungen des Sozialwesens und des Gesundheitswesens so auszubauen 
und in ihrem Bestand zu sichern, dass in allen Landesteilen die sozialen und gesund-
heitlichen Bedürfnisse der Bevölkerung durch ein breites, gleichwertiges Angebot be-
friedigt werden können und eine wohnortnahe Grundversorgung gewährleistet ist.  
 
Das Thema Gesundheitswesen findet im Rahmen der Gesamtfortschreibung keiner-
lei Berücksichtigung. Es ist nicht erkennbar, dass sich der Regionalverband hiermit 
auseinandergesetzt hat. Das WM bittet daher um nachträgliche Einbindung des The-
menfeldes. Dies ist auch im Rahmen bestehender Plansätze denkbar.  
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Weiterhin ist nicht ersichtlich, dass sich der Regionalverband mit dem Themenfeld 
Verteidigungseinrichtungen, Konversion (Kap. 3.4 LEP) auseinandergesetzt hat.  
 
Weitere Hinweise zur Gesamtfortschreibung 
 
Anwendung des ROG 2008 
Der Beschluss der Verbandsversammlung zur Einleitung der Gesamtfortschreibung 
datiert nach Angaben des Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben (RVBO) 
vom 23. November 2007. § 28 Abs. 1 ROG 2008 ermöglicht die Anwendung des 
ROG 2008 für vor dem 30. Juni 2009 eingeleitete förmliche Verfahren. § 27 Abs. 1 
ROG 2017 ermöglicht die Anwendung des ROG 2008 für vor dem 29. November 
2017 förmlich eingeleitete Verfahren. Insoweit begegnet die Anwendung des ROG 
2008 im Verfahren der Gesamtfortschreibung des Regionalplans keinen Bedenken. 

 
Formulierung von Grundsätzen und Zielen 
Gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG handelt es sich bei Grundsätzen der Raumordnung um 
Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für 
nachfolgende Ermessensentscheidungen. Dahingegen sind Ziele verbindliche Vorga-
ben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger 
der Raumordnung abschließend abgewogene textlich oder zeichnerische Festlegun-
gen in Raumordnungsplänen […] (s. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Diese Unterschiede ha-
ben sich auch in den Formulierungen der Ziele und Grundsätze widerzuspiegeln. 
 
Nicht alle formulierten Plansätze im Fortschreibungsentwurf entsprechen jedoch den 
beabsichtigten Ziel- bzw. Grundsatzformulierungen. Viele Grundsätze sind recht strikt 
formuliert. Es erscheint vor diesem Hintergrund fraglich, ob der für einen Grundsatz 
der Raumordnung nach der gesetzlichen Konzeption des § 3 Absatz 1 Nr. 3 ROG er-
forderliche Spielraum für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
hinreichend deutlich wird. Der planerische Wille, einen Grundsatz der Raumordnung 
aufzustellen, sollte daher unseres Erachtens durch eine weniger strikte Formulierung 
(z. B. „sind anzustreben“) deutlicher zum Ausdruck gebracht werden und entspre-
chende Grundsätze umformuliert werden. 
  
Umgekehrt wirken viele Zielformulierungen zu unbestimmt und eröffnen dem Wort-
laut nach weitere Abwägungs- und Ermessenentscheidungen, die tatsächlich aber 
nicht vorgesehen sind.  
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An manchen Stellen dieser Stellungnahme wurden unstimmige Formulierungen be-
reits explizit angesprochen. Der Regionalverband sollte aber auch darüber hinaus die 
Formulierung von Grundsätzen und Zielen der Raumordnung überprüfen.  
 
 

2. Zum Entwurf der Neuabgrenzung der Regionalen Grünzüge und Grünzäsu-
ren im östlichen Uferbereich des Bodensees (2. Offenlageentwurf) 
 
Anmerkungen zur Berücksichtigung der Stellungnahme des Wirtschaftsministeriums 
vom 15. Dezember 2017  
Der Planentwurf zur Gesamtfortschreibung des Regionalplans Bodensee-Ober-
schwaben beinhaltet zugleich den zweiten Entwurf zur Neuabgrenzung der Regiona-
len Grünzüge im östlichen Uferbereich des Bodensees. Grund hierfür ist die Einbin-
dung der vorgesehenen Freiraumfestlegungen am östlichen Bodenseeufer in das 
Gesamtplankonzept. Das Ministerium für Wirtschaft Arbeit und Wohnungsbau hat im 
Schreiben vom 28. August 2019 darauf hingewiesen, dass aus Klarstellungsgesichts-
punkten eine zusätzliche transparente Darstellung der punktuellen Änderung am öst-
lichen Bodenseeufer – auch für die Träger öffentlicher Belange – zur Verfügung ge-
stellt wird. Wenn möglich sollte diese Darstellung entsprechend unseren Ausführun-
gen aus der ersten Stellungnahme vom 15. Dezember 2017 dazu geeignet sein, die 
jeweiligen Änderungen im Vergleich zum Regionalplan 1996 rekonstruieren zu kön-
nen. Mit Schreiben vom 8. Oktober 2019 und dem Hinweis auf die separat im Inter-
net bereitgestellte Planunterlagen ist der Regionalverband diesen Empfehlungen 
weitestgehend nachgekommen. Das hochgeladene Kartenmaterial hebt den Pla-
nungsraum, das östliche Bodenseeufer, hervor, eine Rekonstruktion der Änderungen 
zum Regionalplan 1996 ist auf dieser Grundlage jedoch nicht möglich. In Ihrer Abwä-
gung unserer Stellungnahme verweisen sie diesbezüglich auf den quantitativen Ver-
gleich, der im Rahmen der SUP der Gesamtfortschreibung vorgenommen wurde und 
eine vergleichende kartographische Darstellung. Hiermit wird primär auf Karte 38 des 
Umweltberichts angespielt, die die prozentuale Veränderung der Flächenanteile nach 
Landschaftsräumen für Regionale Grünzüge und Grünzäsuren visualisiert. Tatsächli-
che Änderungen zur Abgrenzung der Grünzüge können dieser Darstellung jedoch 
nicht entnommen werden. Seite 58 des Umweltberichts ist zu entnehmen, dass hier-
für die bislang geltende schematische Darstellung der Grünzäsuren sowie die verän-
derten Inhalte der Grünzüge entscheidend sind und eine direkte Vergleichbarkeit da-
mit nicht zielführend ist. Wir bitten darum – sofern zutreffend – diese Argumente für 
eine transparente und nachvollziehbare Verfahrensgestaltung auch in die Abwägung 
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aufzunehmen. Die in der nachträglich hochgeladenen Begründung textlich umschrie-
benen Handlungsräume werden als ausreichend angesehen, um die Veränderungen 
zum Regionalplan 1996 hervorzuheben.  

 
Zum weiteren Verfahren 
Da anfänglich nicht ausgeschlossen werden konnte, dass die punktuelle Änderung 
am östlichen Bodenseeufer ggf. vor dem Satzungsbeschluss der Gesamtfortschrei-
bung gefasst werde sollte, hat das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungs-
bau im Schreiben vom 28. August 2019 empfohlen, trotz der beabsichtigten inhaltli-
chen Zusammenführung zwei getrennte Öffentlichkeitsbeteiligungen mit zwei ge-
trennten Bekanntmachungen durchzuführen. Dem ist der Regionalverband nachge-
kommen. Die tatsächliche Umsetzung hat jedoch dazu geführt, dass keine abschlie-
ßende inhaltliche Zusammenführung, aber auch keine klare Trennung der Verfahren 
erkennbar ist. Die der Offenlage zugrunde gelegten Materialien waren teilweise für 
eine überlappende Verwendung (z.B. Umweltbericht), teilweise nur für die punktuelle 
Änderung zu verwenden. Für Außenstehende Personen ist nur schwer nachvollzieh-
bar, welche Materialien tatsächlich für die individuellen Interessen von Relevanz 
sind.  
 
Das WM empfiehlt daher von der komplexen Verfahrensgestaltung – inhaltliche Zu-
sammenlegung trotz getrennter Verfahren – Abstand zu nehmen und die Verfahren 
abschließend mit einheitlichen Materialien zusammenzuführen. Der nächste Offenla-
geentwurf sollte im Sinne einer transparenten Verfahrensgestaltung auf die inhaltli-
che Zusammenführung eingehen. 
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II. Stellungnahme des Wirtschaftsministeriums als oberste Denkmalschutzbe-
hörde 
 
Die oberste Denkmalschutzbehörde tritt der Stellungnahme des Landesamtes für 
Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart vom 17. Oktober 2019 zur Gesamt-
fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben bei. 
 
Das Regierungspräsidium Tübingen erhält eine Mehrfertigung dieser Stellungnahme. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Karl-Hans Eismann 
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